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Material ſo umfangreich wurde, daß wir es in verſchiedeuen Flugſchriften verarbeiten 

mußten (fiehe Flugſchrift Nr. 147, 149, 161, 158, 157, 163 und 164). 

1: Die Deutſchvölkiſche Freiheitspartei, 
Preis: 1 Mk., 10 Stüc> 9 MU., 50 Stück 40 Mk., 100 Stück 70 Mr. 

2: Die Sozialvemofratie. 
Prei8: 1 Mk,, 10 Stü> 9 Mk., 560 Stü> 40 Mk., 100 Stü> 70 Mr. 

3: Das Zentrum,. 
Preis: 50 Pf., 10 Stü>k 4,60 Mk., 50 Stü> 20 Mk., 100 Stü> 35 Mk. 

4: Die Deutſche Volkspartei. 
Lieferung A. Außenpolitik. 

Prei8: 70 Pf., 10 Stü> 6,50 Mk.. 60 Stück 30 Mk., 109 Stück 50 Mk. 

Dasſelbe, Lieferung B. Jnnenpolitik. 
Preis: 1 Mk., 10 Stück 9 Mr., 50 Stü 49 Mk., 100 Stüc> 70 Mr. 

5: Die Deutſch-demokratiſche Bartei. 
Preis: 76 Pf., 10-Stück 6,50 Mk., 50 Stüc>> 30 Mk., 190 Stück 50 M. 

7: Die Frau in Familie und Staat. 
Prei3: 70 Pf, 19 Stüc> 8,50 Mk.,.59 Stü> 30 Mk., 100-Stü> 59 Mk. 

8: Die Deutſchnationalen und die An- 
geſtellten. 

] Prei8: 35 Pf., 10 Stü> 3 Mk., 69 Stü> 12 Mk.. 100 Stü>k 20 Mk. 

9: Deutſchuationale Volkfspartei uund Laud- 
wirtichaft. 
Prei3: 35 Pf,, 10 Stü> 3, Mk., 50 Stüc>k 12 Mk., 100 Stüc> 20- M. 

10: Der Miittelſtand. 
Preis: 40 Pf., 10 Stüc> 3,80 Mt., 50 Stü> 15 M., 100 Stück 26 Mk. 

Das Rüſtzeug Nr. 6: „„Unfruchtbare Oppoſition“' iſt nic<ht-erſchienen, da das 

Deutfchnafionule Scl)riftenveékriebsftelle G.m.b. H. 
Berlin SW. 11, Bernburger Straße 24. 



Die Scaffung .einer großen, volkstümlichen Recbtgportm 
iſt ſc<on vor dem ſtaatlichen Zuſammenbruh des alten Deutſch- 
lands Gegenſtand lebhafter Beſtrebungen in rechts ſtehenden 
Kreiſen geweſen. Ganz beſonders in der alten Deutſ<<- 
konſervativen Partei. Seit ihrer ſachlich nicht unge- 
rechtfertigten, taktiſch wenig geſchi>ten Haltung in der Erb- 
anfallſteuerfrage gelegentlich der Finanzreform des Jahres 1909 
hatte ſie den Zuſammenhang mit den ſtädtiſchen geiſtigen 
Scjidtten verloren, ohne die eine bürgerliche Partei ' bei uns 
auf die Dauer nicht auskommen kann, zumal dieſe Schichten 
auch die politiſche Stimmung auf dem Lande mehr, als viel- 
fach erkannt wird, beeinfluſſen. Die Fühlung war ſchon durc<h 
die ſchwere Agturl?ri]'iß beeinträchtigt worden, die um die 
Wende des vorigen Jahrhunderts zu Iahre[angere heftigen 
Kämpfen um die Getreidezölle geführt hatte. In ihrem Verlauf 
war den Konſervativen in den Augen des Städters allzuſehr der 
Stempel einer einſeitigen Agrarpartei aufgedrückt worden. So 
notwendig jene Zoll-Kämpfe waren, der Verbreitung des kon- 
ſervativen Gedankens in den Großſtädten und den induſtriell 
eingeſtellten Landesteilen ſind ſie höhſt abträglich geweſen. 
Die faſt ausſchließliche Rekrutierung der konſervativen Partei 
aus den öſtlihen Provinzen mit lundmtrtfchufthc!)em Gepräge 
und das Vorwiegen der Landwirtb in ihzen parlamentariſhen 
Fraktionen verſchärfte den Eindru berüflic<h einſeitiger In- 
tereſſenrichtung bei den breiten Maſſen. Dazu kam ein Wei- 
teres. Dem rückſchauenden Blick erſheint die politiſc<he Hal- 
tung der Konſervativen in den meiſten wichtigeren Fragen 
Jachlich dur<haus ac<htenswert; ihre taktiſche Aufmahung war
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oft erſtaunlich unglücklich und rief zuweilen faſt den Eindruck! 
gewollter Unvolkstümlichkeit hervor. I< erinnere an die Be- 
handlung der Abgeordneten-Diätenfrage im preußiſchen Land- 
tage; die in Vielem beachtliche, aber weder für dieſen Ver- 
handlungsgegenſtand urſprünglic< geplante noh für ihn ange-= 

„brachte Herrenhausrede eines kenntnisreichen Politikers im 
Winter 1916/17, die in der Mitte und auf der Linken des Ab- 
geordnetenhauſes einen für die Rechte peinlichen Entrüſtungs- 
ſturm auslöſte, hat ja unmittelbax dem damaligen Miniſter- 
präſidenten v, Bethmann Hollweg den gewünſchten Anlaß ge- 
boten, die preußiſche Wahlre<htsreform in Gang zu bringen. 

Damit war die Achillesferſe der konſervativen Partei emp= 
findlich becul)rt worden. Solange ſie ſich auf das Dreiklaſſen- 
Wahlrecht in Yreußeu ſtüßen konnte, durfte ihx Führer von 
Heydebrand, ein Mann außerordentlicher Willenskraft, 
nationalen Empfindenx- und redneriſher 'Begabung, deſſen p9- 
litiſche Schattenſeite ein Mangel an innerer Fühlung mit wer- 
denden Kräften des' Volkslebens war, hoffen, daß es ihm ge- 

. Ilingen werde, der zunehmenden Demokratiſierung der Reichs5- 
politik bis zu einem gewiſſen Grade zu begegnen. Fiel jenes 
Bollwerk notwendiger Hemmung einer überſtürzten Ent- 
wicklung des Staatslebens, ſo mußten die Folgen für alle An- 
hänger einer allmäligen, aus dem geſchichtlih Gewor- 
denen ſich organiſd geſtaltenden, unüberſehbaxr ſein. Und dieſes 
Bollwerk wurde nicht in zwekmäßiger Stufenfolge dur< ein 
Pluralwahlrecht erſeßzt, wie es, urſprünglich die Regierung mit 
den Mehrheitsparteien des Abgeordnetenhauſes (Konfetoatwe 
Freikonſervative, Nationalliberale und Zentrum) im Frühjahr 
1917 verabredet hatte; es fiel dank der, alles wirklich Kon- 
ſervative haſſenden Sinnesart des leitenden „Staatsmannes“ 
aus Frankfurt a. Main unmittelbar zu Gunſten des gleichen 

Wahlrechts. 
- Son die Ankündigung des Pluralwahlrxechts hatte in den - 

konſervativen Fraktionen das Bedürfnis geweckt, die in den 
langen Kriegsjahren faſt ganz eingeſ<hlummerte Parteitätigkeit 
im Lande neu zu entfa<hen. Ein Organiſations- und. Preſſe- 
'ausſchuß wurde eingeſeßt, der durd) Gründung einer Konſer- 
vativen Schriftenvertriebsſtelle  die ſo. gut wie völlig ver- 
Jandete Parteiliterätur zu beleben und das BVereins- . und 
Verſammlungsweſen der Partei anzuregen verſuchte. DoH 
wirkte - der. Fortgang. des Krieges, der ihre meiſten führenden 
Perſönlichkeiten im Felde ſah, hemmend, ſo daß durhſchlagende 
Erfolge nicht zu erzielen waren. Dann kam die Vorlage über
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das gleiche Wahlrecht und brachte die Partei in eine ungün- 
ſtige Lage. Sie mochte mit noch ſo gutem Grunde die voraus- 
ſichtlihen bedenklichen Ergebniſſe einer ſo weit gehenden Ra- 
dikaliſierung namentlich für die Kommunal-, die Kultur- und 
die Finanzpolitik betonen -- ſie ſind reſtlos, über alle Voraus- 
ſage hinaus, ſpäter eingetreten =: da der Durchſchnittsdeutſche 
keine Ruhe hat, bevor er alle möglihen und unmöglichen po- 
litiſchen Toxheiten fremder Völker am eigenen Leibe ausge- 
koſtet hat, ſo überwogen die modernen Schlagworte politiſhen 
Gleichheitswahns alle berechtigten Warnungen. Dazu Kkam, 
daß, nachdem die Regierung ſich für das gleiche Wahlrecht er- 
klärt hatte, die ihm widerſtrebenden Teile der Nationallibe- 
ralen und des Zentrums nur dann beim Pluralwahlrecht feſt- 
zuhalten waren, wenn die Verhandlungen zu einem ſc<hnellen 
Ende gebracht wurden. Die konſervative Führung aber glaubte, 
wie ſie es bei dem Reformverſuch des Jahres 1910 mit Geſchic>k 
getan hatte, mit einem hinhaltenden Vorgehen zum Erfolge zu 
kommen. Dieſer Fehler räcte ſich; als im Sommer 1918 die 
deutſche Offenſive inyFrankreich zum Stehen kam, brach der 
parlamentariſche Widerſtand gegen das gleiche Wahlreht in 
den Mittelparteien zuſammen. 

Der Mißerfolg blieb nic<t ohne Einfluß auf das Zutrauen 
der Ronſervativen Fraktionen in ihren Führer, der den leßten 
parlamentariſ<en Ausklängen 'des Wahlrechts-Feldzuges fern- 

blieb. Inzwiſchen hatten die Herbſt-Ereigniſſe auf dem äußeren - 
Kriegsſ<hauplaßz den kommenden unglück>lichen Kriegsausgang 
vollends offenbarxt. Die deutſhen Rechtsparteien ſahen ſich als 
politiſche Träger des Widerſtandes gegen die Feinde vor eine 
für ſie hoffnungsloſe Lage geſtellt; die deutſche Demokratie 
bürgerli<her und proletariſcher Richtung mußte der innerpoli- 
tiſ<e Nußnießer des Kriegsverlüſtes werden. Nur der orga- 

„niſatoriſc<e Zuſammenſ<lußund die ſa<liche 
Neueinſtellung der beſtehenden vier Re<hts5- 
parteien konnten das Schlimmſte bei den nock)ften Wahlen 
verhindern. 

Anfang Oktober 1918 beſc<loß die konſervative Abgeord- 
netenhaus-Fraktion, das Parteiprogramm einer Durchſicht zu 
unterziehen und die Grundlagen für die Vereinigung der vier 
Parteien zu ſchaffen. Die Reichstagsfraktion trat noc<h am 
gleichen Tage dem Beſchluſſe bei, und ein gemeinſamer Aus- 
ſchuß unter dem Vorſitz des jezigen deutſhnationalen Führers . 
im  preußiſchen Landtage D. Win<kler unterzog ſich der ge- 
ſtellten Aufgabe. Am 6. November waren ſeine Arbeiten be-
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endet, die Zuſtimmung der Parteileitung zu dem neuen Pro- 
gramm-Entwurf eingeholt; die „.unter der Hand bereits ange- 
knüpften Verhandlungen mit den Freikonſervativen, Chriſtlich- 
ſozialen und Deutſchvölkiſchen ſollten in aller Form beginnen. 
Drei Tage ſpäter brach die Revolution aus. 

Auh dieſe anderen rehts ſtehenden Richtungen verſchloſ- 
ſen ſich dex Notwendigkeit der Vereinigung nicht. Die Frei- 
konſervativen, die von jeher faſt ganz ohne organiſato- 
LiſH<en Unterbau im Lande daſtanden, konnten nicht hoffen, 
den vorauszuſehenden demokratiſhen Anſturm- mit nennens- 
werter Abgeordnetenzahl zu beſtehen; die Chriſtlichſozi- 
alen, hauptſählih in Weſtdeutſ<land vertreten, waren ſich 
ihrer , Arbeiterwähler bei den veränderten Verhältniſſen auch 
nicht ſehr ſicher, und die Deutſ<völkiſ<en hatte der 
ſtändige Wechſel ihrer Wahlergebniſſe längſt gelehrt, daß der 
Antiſemitismus allein keine tragfähige Dauer-Grundlage für 
politiſche Parteibildungen abgibt. Die grundſäßliche Geneigt- 
heit zum Zuſammenſchluß war ſomit bei allen vorhanden, und 
die Ungeheuerlichkeit einer inneren Revolution nac<h verlore- 
nem Kriege verſtärkte ſie. Als darum wenige Tage nach dem 
9. November die Beerdigung des freikonſervativen Abgeord- 
neten Freiherrn v. Gamp eine größere Anzahl rects 
ſtehender Parlamentarier in Berlin zuſammenführte, = die 
Parlamente ſelbſt hatten die aus eigener Machtvollkommenheit 
regierenden jogenannten „Volksbeauftragten“ geſc<loſſen -- 
verabredete man ſofortige Verhandlungen über die 
Errichtung einer gemeinſamen Partei. 

Sie wurden mit der hartnäckigen Gründlichkeit. geführt, 
deren der Deutſche fähig iſt, wo es ſich um Erörterung grund- 
ſäßlicher Dinge handelt. Namentlich gab die Frage Anlaß zu 
endloſen Ausſprachen, ob gemeinwirtſchaftliche Betriebsformen 
bei dem Wiedergeneſungsprozeß der deutſHen Wirtſchaft eine 
Rolle ſpielen dürften. Man einigte ſich ſc<ließlich auf ein Kom- 
promiß; die grüne Praxzis des Sozialiſierungsunfugs hat dann 
ſehr bald die Anhänger einer Gemeinwirtſc<aft in beſchränk- 
tem Ausmaße von dieſem Trugſchluß grauer Gedankentheorie 
kuriert. Zuweilen ſchien es, als ob die täglich geführten Be- 
ſprechungen nicht zum Ziele führen ſollten, zumal häufig aus 
der Provinz nach Berlin geeilte Parlamentarier neu zu ihnen 
hinzutraten und gegen bereits beſhloſſene Punkte erneute Be- 
denken äußerten. Aber der zähen Ausdauer und der Berbind- 
lickeit des Verhandlungsleiters, des zweiten Vorſizenden der 
konſervativen Reichstagsfraktion Geh. Juſtizrats Dietri,
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der ſic damals ein unvergeſſenes Verdienſt um die neue 
Partei »erworben hat, gelang es doh, die Dinge zum Ab-= 
ſ<hluß zu bringen und die manderlei Bedenken altkonſer- 
vativer Kreiſe gegen das Unternehmen zu beſeitigen. Sc<wie- 
rigkeiten verurſachte im letzten Augenblick no<h die Wahl des 
Parteinamens. Vereinzelte Konſervative glaubten, an ihrer 
Bezeichnung feſthalten zu inüſſen, und man wird angeſichts 
der Jahrzehntelangen ehrenvollen Geſchichte dieſer Partei Ver- 
ſtändnis dafür haben. Die Frage hatte übrigens ſhon in dem 
erwähnten Ausſchuß der kKonſervativen Fraktionen eine Rolle 
geſpielt, war aber auch dort überwiegend verneinend beant= 
wortet worden, da das Erfordernis der Schaffung einer wirklich 
neuen Partei mit ne uen Zielrichtungen ſich gebieteriſc<h auf- 
drängte. . ; 

Nachdem man ſich ſchließlich auf den Namen Deutſ<- 
nationale - -Volkspartei geeinigt hatte, konnte der 
Aufruf*) zum Anſ<luß an ſie am 22. November. 1918 
hinausgehen. Er war unterzeichnet von den konſervativen Ab- 
geordneten v. Böhlendorf-Kölpin, Bohtz, Dietrich, v. Goßler, 

Graef-Anklam, Dr. v. Kries, D. Philipps, Sciele, v. Winter- 
feldt-Menkin, von den freikonſervativen Dr. Bredt, v. Dewiß-= 
Oldenburg, Goerdeler, v. Halem, v. Kardorff, Mertin, Graf 
Moltke, Rehren, Dr. Wagner, von den <riſtlichſozialen Beh- 
rens und Wallbaum ſowie von dem deutſchvölkiſhen Werner= 
Hersfeld. Außerdem trug der Aufruf noh einige Namen von 

*) Ter Aufruf forderte die Rückkehr von der Diktatur einex 
einzelren Bevölkerungsklaſſe zu der nach den letzten Ereigniſſen zu=- 
nächſt allein möglichen parlamentariſchen Regierungsform, Wieder-= 
herſtellung von Re<ßt und Ordnung, Einigkeit, Freiheit und Selbſtän- 
digkeit des deutſchen Volkes gegenüber fremden Einflüſſen und äuße- 
ren Mäcten, Schuß des Privateigentums vor den von der Sozial-= 
demokratie geplanten Eingriffen, Abbau der im Kriege geſchaffenen 
Zwangswirtſ<haft und Auflöſung der Kriegsgeſellſchaften. Ferner 
trat die neue Paxtei auf den Boden des gleichen Wahlrehtes- und 
verlangte Freiheit der Perſon und des Gewiſſens, Abhilfe der Woh- 
nungsnot au<ß durch Schaffung von Heimſtätten, Wiederbevölkerung 
des platten Landes dur< umfaſſende Siedlungspolitik, Wiederauf- 

»richtung des Mittelſtandes, Ausbau der Sozialpolitik und Sicherung 
des Koalitionsrehtes für alle Arbeiter, Neugeſtaltung des Beamten- 
und Staatsarbeiterrehts und Gewährleiſtung einerx vehtlic< und wirt= 
ſchaftlich geſiherten Lebensſtellung für Beamte, Lehrer, Penſionäre - 
und Altpenſionäre ſowie für Privataftgeſtellte, ein einheitliches Steuer- 
ſyſtem unter ausgedehnter Heranziehung des Einkommens und Vor- 
mögens für die Deckung der öffentlichen Laſten, ſcharfe Erfaſſung der 
Kriegsgewinne, Ermöglichung des Auſſtiegs von der Volksſchule zur 
höheren Bildung, Mitarbeit der Frau im öffentlichen Leben u, a, m,



Nichtparlamentariern; unter ihnen finden ſich die ſpäteren 
deutſhnationalen Abgeordneten Margarete Behm, Dr.. v. Del- 
brück, Ebersbach, Hennigſen, Dr.-ing. Kloß, Rippel und Rüffer. 

Es war höchſte Zeit, daß die Rechtsſtehenden ſic< ſammetl- 
len. Durch die langwierigen Vorverhandlungen waren Kkoſt- 
bare Tage verloren, die den politiſc<en Gegnern einen 
kaum nod; einzuholenden Vorſprung in der Agitation gegeben 
hatten. Sie hatten ſic< ſ<hnellerx in der neuen Lage zurecht- 

- gefunden. Der Sozialdemokratie trieb die bloße Tatſache. des 
gelungenen Umſturzes die Maſſen zu. Das Zentrum hatte ſich 
als Chriſtlihe Volkspartei ven Dingen angepaßt. Vor allem 
war die Befahr groß, daß auch politiſch rechts Stehende unter 
dem verwirrenden EindruK der Umſtände ſich der neuen 
Teutſchen Demokratiſchen Partei zuwenden würden, in der 
man in jenen Wochen vielfa<ß den ſtarken Hort des Bürger- 
tums gegen die rote Flut des Sozialismus und der Soziali- 
ſierung erblickte,, Sie war durch den kühnen Handſtreich 
einiger führenden Berliner Journaliſten meiſt jüdiſchex Hex- 
kunft über den Kopf der Leitung der Fortſchrittlichen Volk5- 
partei hinweg entſtanden. Jhre Urheber hatten ſich mit oxien- 
taliſcher Betriebſamkeit nicht erſt lange bei gründlichen Pro- 
grammberatungen aufgehalten, ſondern einige zugkräftige 
Leitſäße herausgeſtellt, auf die die Deutſchen gutgläubig in 
Scaren hineinfielen. Sogar die meiſten Nationalliberalen 
unter Führung des Staatsminiſters Frkedberg ſc<loſſen 
ſich der demokratiſchen Partei can, und nur der Umſtand, daß 
die in ihr führenden Männer des „Berliner Tageblatts“ Heren 
Dr. Streſemann den Eintritt in ihren Parteivorſtand ver- 
wehrten, verhinderte, daß auch er geſinnungstüchtiger Demo- 
krat wurde. So beſann er ſich wieder auf ſeinen Liberalis- 
mus und ſc<huf ſich aus den Reſten der Nationalliberalen ſeine 
Deutſche Volkspartei. 

Der deutſ<nationale Aufruf fand guten Widerhall. Auch 
Geldmittel ſtrömten der Partei in bemerkenswerter Fülle zu. 
Scwierig war der Aufbauder Vartetorgan[futlon 
und er drängte um ſo mehr, als ſhon nach zwei Monaten die 
Wahlen zur Deutſchen Nationalverſammlung und den ver- 
faſſunggebenden Landesverſammlungen ſtattfinden ſollten. Bis 

. dahin mußten die Mitglieder der Partei in öxtlichen Gruppen 
geſammelt, dieſe zu Kreisvereinen und Landesverbänden, zu- 
ſammengeſchloſſen, die Aufſtellung der Wahlbewerber für die 
Vorſchlagsliſten der neu geſchaffenen großen Wahlkreiſe durch- 
geführt werden. Das neue Verhältniswahlrecht, bishex in 
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Deutſchland praktiſch unbekannt, -mußte den Organiſationen 
.in all ſeinen ſ<wierigen Einzelheiten vertraut gemacht wex- 
den. Erſchwerend. wirkte bei alle dem, daß die deutſch- 
nationale Partei ſich ungeachtet der Vielen, die bisher nicht 
im Lager der Rechten geſtanden hatten und die ihr nun bei- 
traten, doh organiſatoriſ<h auf den örtlichen und provinziellen 
Untergruppen der vier alten Rechtsparteien aufbauen mußte. 
Sie galt es zu deutſchnationalen Gruppen und Verbänden zu 
verſchmelzen, wobei zahlreiche alte ſachliche und- perſönliche 
Differenzen aus früher zwiſchen ihnen geführten Wahlkämpfen 
zu überwinden waren, was in einzelnen Gegenden geraume 
Zeit in Anſpruch nal)m 

In den erſten drei Wochen wollte: der Aufbau nicht recht 
von der Stelle rücken. Zwar entſtanden mehrere hundert 
Unterorganiſationen, aber es blieben noh zahlloſe Lücken, die 
unbedingt noh vor den Wahlen ausgefüllt werden mußten. 
So hatte die Hauptgeſchäftsſtelle der neuen Partei in Berlin 
Mühe genug, alles ins rxechte Geleiſe zu bringen. Jhr. hatte 
der Hauptverein der Deutſ<-Konſervativen bereitwillig einen 
Teil ſeiner Büroräume und Arbeitskräfte zur Verfügung ge- / 
ſtellt, nachdem ſein Weiterer Vorſtand am 3. Dezember unter 
Leitung von Heydebrands, der perſönlich der neuen 
Partei nicht beitrat, die konſervativen Organiſationen und Mit- 
glieder aufgefordert hatte, ſich den Deutſchnationalen anzu- 
ſchließen. 

Nicht ganz leicht wurde es den Gründern der Partei, 
einen geeigneten Führexr für ſie zu finden. In dem Fieber 
jener Wochen nach der Revolution galt jeder Politiker, der 
in den alten Parteien eine hervorragende Stellung gehabt 
hatte, dem- allgemeinen Empfinden als vorbelaſtet mit den 
Urſachen des Zuſammenbruchs; auch mußte es erwünſcht er- 
ſcheinen, eine parteipolitiſc, noc<h nicht hervorgetretene Pex- 
ſönlichkeit zu gewinnen, um die Verſchmelzung der vier bisher 
getrennt aufgetretenen Richtungen der deutſchen Rechten zu 
einer gemeinſamen neuen Partei zu erleichtern. Es wurde 
zunuhſt der frühere Staatsſekretär des Reichsamts des Jn- 
nern, Staatsminiſter Dr. von Delbrük, ins Auge gefaßt, ' 
der ſogleich nad) der Parteigründung an die Spitze der Deutſch- 
nationalen Thüringens getreten war. Er war nicht. abgeneigt, 
ſich zur Verfügung zu ſtellen; wie er mir gegenüber betonte; 
habe ihm Zeit ſeines Lebens der Gedanke vorgeſ<hwebt, einmal 
nach Abſchluß ſeiner amtlichen Laufbahn ſich mit der Aufgabe 
zu widmen, die konſervativen Elemente des Landes auf wahr- 
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haft volkstümlicher Grundldße zu ſammeln, wie es der ſpätere 
Lord Beakonsfield in den ſechziger Jahren in England getan 
hat. Allein aus den Reihen der alten Vaterlandspartei, die 
den Deutſchnationalen naturgemäß viele Kräfte zuführten, 
wurde das Bedenken geäußert, daß Delbrücks amtliches Wir- 
ken etwas reichlih mit dem Bethmann Hollwegs verknüpft 
geweſen ſei, deſſen innere und äußere Politik in den entſchei- 
denden drei erſten Kriegsjahren eine der Haupturſachen des 
Kriegsverluſtes geweſen iſt. Delbrück trug dieſen Bedenken in 
freundlichſtem Entgegenkommen Rechnung, und er hat dann 
in der Deutſchen Nationalverſammlung bei Sc<haffung der 
Weimarer Verfaſſung der deutſchnationalen 'Fraktion dank 
des reichen Schaßes ſeiner ſtaatsmänniſchen Erfahrungen un- 
gemein ſchäßbare Dienſte geleiſtet. * 

Die Wahl fiel am 19. Dezember auf Staatsminiſter 
Hergt,/ der nach einer ſchnellen Beamtenlaufbahn bei Beth- 
mann Hollwegs Rücktritt preußiſcher Finanzminiſter gewor- 
den und bis zur Revolution geblieben war. Mit ihm gewann 
die Partei einen Führer im rüſtigſten Alter, den erſtaunliche 
Arbeitskraft, ſchnelle Auffaſſungsgabe, Verſtandesſchärfe und 
Beredſamkeit in gleihem Maße auszeichnen und der ſich in 

kurzer Friſt in die ihm bis dahin nicht nahe geweſenen Be- 
Dingungen des politiſchen Parteilebens einarbeitete. Seine 
Verdienſte um die ſchnelle innexliche Verſchmelzung der Pax- 
tei können nicht leicht überſchäßt werden; er erſtritt ſich bald 
eine geachtete politiſ;e Stellung in Deutſchland und trug 
durd) ſeine unermüdlice BVortragstätigkeit zur Ausbreitung 
der deutſhnationalen Beſtrebungen weſentlich bei. In ihm 
verkörpert ſich ſo rec<ht das, was die Partei an neuem Ge- 
dankengehalt über das Maß des von den alten Rechtsparteien 
Vertretenen in ſich aufnahm; ſeine Anziehungskraft auf Kreiſe, 
die jenen nicht zugänglich geweſen waren, erwies ſich als 
bedeutend. Neben ihm bildeten den erſten Engeren Vorſtand 
der Vorſitßende 'der landwirtſchaftlichen Raiffeiſengenoſſen- 
ſc<haften Geh. Juſtizrat Dietri als-ſtellvertretender Partei- 
vorſigender, Landgerichtsrat Schult-Bromberg, Arbeiter- 
jekretär Wallbaum, Profeſſor Wernerxr-Bußbach, Frau 
Margarete Behm und Zeitungsverleger Graef- An- 
klam als geſchäftsführendes Vorſtandsmitglied, der die Orga- 
niſation der Partei ehrenamtlich leitete. Jm Weiteren Vor- 
ſtand ſaßen an bekannteren bisherigen Abgeordneten Graf 
Weſtarp, Dr.Roeſicke, Winkler, Lüdike, v.Kar- 
dorff, Behrens und Mumm, an ſonſtigen. Politikern
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u. a. D. Traub, der aus der Vaterlandspartei derx letzten 
Kriegsjahre munolxer] tüchtigen Kopf 'aus urſprünglich libera- 
lem Lager den Deutſhnationalen zubrachte und bald einexr 
ihrer geſchäßteſten Vortragsredner war. 

Die Gedanken der Rechtspolitik aus ihrem bisherigen 
Hauptverbreitungsgebiet, den kleineren Städten und dem 
platten Lande, in neue Kreiſe zu tragen, die Partei 
Großſtadt-fähig zu machen, wurde von der Führung 
entſchloſſen in Angriff genommen. Beſonders lag ihr an einem 
ſtarken Erfolge in Berlin und in Weſtdeutſchland. Das Vexr- 
hältniswahlreht bot“die äußere Möglichkeit dazu, während die 
frühere Wahlkreis - Einteilung in kleine Bezirke und das . 
Stichwahlſyſtem der Rechten jede Erfolgsausſicht in den Groß- 
ſtädten geraubt und daher auch ihre Organiſation hier hatte 
verkümmern laſſen. Der driſtlichſoziale Einſchlag in der 
deutſhnationalen Partei eröffnete ihr erhöhte Werbefähigkeit 
in der induſtriellen Arbeiterſchaft, die den Konſervativen ſeit 
dent Ausſcheiden Stöckers zunehmend verbaut geweſen war. 
Daneben galt es, in den geiſtig führenden Schichten Boden 
zu faſſen, den man verloren hatte, ſeitdem die häufigen wirt- 
ſchaftspolitiſchen Kämpfe die großen Probleme der Staats5- 
politik hatten in den Hintergrund treten laſſen. Dazu kam 
das von der Rechten völlig unbeſtellte Feld der politiſchen Be-- 
tätigung der Frauen. Die Einführung der Verhältniswahl un5 
des Frauenſtimmredts ſind die beiden großen, innerpolitiſchen 
Fehler, die die Demokratie von ihrem Standpunkte aus nach 
der Revolution beging. Von dem Frauenſtimmrecht verſprad) 
ſie ſich dieſelben radikaliſierenden Wirkungen, die es im Aus- 
lande gezeitigt und die die Konſervativen abgeſchre>t hatten, 
es zu fördern. Doch man hatte nicht mit den Empfindungen 
der deutſchen Frauen gerechnet, die ſich durd< den gewaltſamen 
Sturz ruhmreicher Herrſchergeſchlechter, die glatte Unkir<lid- 
keit und die banale Kulturloſigkeit der neuen Machthaber zu- 
rÜückgeſtoßen fühlten. Die Mehrheit der deutſchen Frauenwelt 
hielt an den nationalen Ueberlieferungen und am alten Glau- 
ben feſt und wandte ſic< den gemäßigten Richtungen zu. Die 
Abſchaffung dex Stichwahl ſc<lug vollends zu Gunſten der 
Rechten aus; bei ihrer Beibehaltung hätten die Wahlen zur 
Nationalverſammlung ihr wahrſcheinlich nicht ein einziges 
Mandat gelaſſen, zumal die Stimmung für ſie auch auf dem 
Lande ſehr ungünſtig war, das die Zwangswirtſchaft des 
Krieges verbittert hatte und wohin die Frontſoldaten vielfach 
von fozäa[ifiifch?n[ Kameraden verhetzt zurükgekehrt waren.



Bei der Gewinnung der Geiſtesarbeiter leiſtete ein Ber- 
liner Kreis junger Verwaltungsbeamtexr und Angehöriger 
„anderer Berufe wichtige Dienſte. An parteipolitiſcher Exfah- 
rung ermangelte es vielen von ihnen; ihre jugendliche Begei- 
ſterung ſchoß in der Erwartung ſchneller, ſichtbarer Erfolge im 
Anfang ein wenig über das Ziel hinaus und madte der Lei- 
tung der Parteiorganiſation, die die Grenzen der Ausdeh- 
nungsfähigkeit in dieſen erſten Monaten beſſer überſah, zu- 
weilen das Leben ſ<wer. Aber das wurde dur< raſtloſe 
Arbeitsfreude und manches reiche ſachliche Können voll aufge- 
wogen. In raſcher Folge veranſtaltete man in Berlin „große 
Berufskundgebungen und brachte gehaltvolle Aufrufe an die 
Angehörigen der geiſtigen Berufe zum Anſc<luß an die Partei 
heraus; namhafte Gelehrte, Geiſtliche, Künſtlexr' und Schrift- 
ſtellex unterzeichneten ſie. , Zur Verwunderung vieler- trat zu 
Tage, wie zahlreich konſervativ und national Denkende in den 
intellektuellen Schichten vorhanden waren, die bisher wegen 
des vermeintlich zu ländlichen IJIntereſſenkreiſes der alten 
Rechtsparteien ſich ihnen fern gehaltert hatten. -Der Erfolg 
dieſer Tätigkeit trat bei den Wahlen unverkennbar in die Ex- 
ſHheinung. Aus jenem Kreiſe ging bald darauf die Staats- 
politiſ<e Arbeitsgemeinſ<aft der Deutſch- 
nationalen Volkspartei hervor, die unter der Lei- 
tung des Regierungsrats von Haſſel für die ſachliche Ver- 
tiefung der Parteiziele allerhand nüßliche Anregung gege- 
ben hat., 

Um eine möglichſt vollſtändige Erfaſſung aller Bevölke- 
rungskreiſe zu fördern, ſah ſchon die erſte Parteiſazung die 
Errichtung von Berufsſtändigen Ausſchüſſen bei 
allen unteren Parteiinſtanzen vor, die ſpäter durc< Reichs- 
ausſchüſſe bei der Parteileitung zuſammengefaßt wurden. Sie 
haben ſich gut bewährt und zu der beruflichen Vielſeitigkeit 
beigetragen, deren ſich die Partei heute erfreut. Jhre Leitung 
lag lange in den Händen des früheren Abgeordneten v. Win- 
terfeldt-Menkin. Auch die Belange der aus dem Felde 
zurückgekehrten Offiziere und Soldaten, dexen Stimmung für 
die bevorſtehenden Wahlen damals von Gewicht war, wurden 
in ſolhen Ausſchüſſen bearbeitet. Aus manchen ſind in der 
Folgezeit Bereine geworden, die in enger Zuſammenarbeit mit 
der Partei dieſer ihre ſtandespolitiſchen Wünſc<he nahebringen; 
es ſeien der Deutſ<hnationale Lehrerbund, die 
Deutſ<hnationale Beamtenſ<Hhaft E. V, der 
Reic<sbund deutſ<hnationaler Rehtsanwälte
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und Notare, der Bund deutſ<hnationaler Ver- 
treterder Heilberufe und der Deutſ<hnationale 
Arbeiterbund erwähnt. Die kommunalen Vertreter der 
Partei fanden ſich in' dem Bunde deutſ<nationaler 
Gemeindevertreter zuſammen. 

Der erſte bei der Parteileitung gegründete Ausſhuß war 
der Reichs-Frauenausſ<uß, deſſen Leitung die Vor- 
ſigende des Gewerkvereins der Heimarbeiterinnen, Marxr- 
garete Behm, übernahm. Er hat ausgezeichnet gearbeitet 
und wurde anderen Parteien zum Vorbild bei dex Gewinnung 
der Frauen für die politiſ<e Tätigkeit. Was. die deutſch- 
nationalen Frauen in Stadt und Land an anſtrengender Klein- 
agitation für die Partei geleiſtet haben, iſt über alles Lob 2x- 
haben; ihre Führerinnen haben in der Dur<hdringung der deut- 
ſchen Frauenbewegung mit nationalen Geſichtspunkten ſchöne 
Fortſhritte gemacht. Das frühere Bild eines einſeitigen 
Tummelplatzes politiſch radikaler Rräfte bietet die Frauen- 
bewegung. in Deutſchland heute nicht mehr. 

Wichtig war, daß ſich die rehtsſtehende Pr eſſe der Par- 
tei von, Anbeginn an ſehr freundlich gegenüberſtellte. Da man 
in der Vergangenheit den journaliſtiſchen Berufsarbeitern nicht 
immer den gebotenen Spielraum zu einer einflußreichen-Be- 
tätigung innerhalb der Barteiſhranken eingeräumt hatte, 
wurden auc hier neue Wege aufgeſucht. Die führenden Köpfe 
der Berliner - rechtsſtehenden Zeitungen wurden in- einen 
Reichs-Preſſeausſ<huß gebeten; ſein Vorſiender, der 
Leiter der „Deutſchen Tageszeitung“ und jetzige Reichs- und 
Landtagsabg. Bae > er, trat in den Parteivorſtand ein. Sein 
fein geſchliffener Stil hat zahlloſen Kundgebungen und Wahl- 
aufrufen der Partei ihre Eigenart gegeben. In den ſpäteren 
Jahren iſt die Parteipreſſe dank der Opferwilligkeit der Pax- 
teifxeunde beträchtlich vermehrt worden. 

Nachdem die Parteigliederung bis zum Jahresſchluß 1918 
in groben Zügen durd<geführt war, ſoweit die nächſte brennende 
Aufgabe, der bevorſtehende Wahlkampf, es erheiſhte, bot der 
Wahlaufruf zur Nationalverſammlüng erwünſc<hten Anlaß zu 
einer neuerlichen programmatiſhen Kundgebung. Dem Aufruf 
waren Richtlinien für die politiſ<e Arbeit der 

Deutſ<nationälen angefügt, die die Forderungen des Grün- 
dungsaufrufes ſachlich und in der formellen Faſſung erweiter- 
ten und das vorläufige Parteiprogramm darſtellten. Der'Wahl- 
aufruf gab rückhaltlos der Ueberzeugung Ausdruk, daß au<ß
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in der neuen demokratiſhen Verfaſſung . Deutſchlands eine 
monarchiſche Spitße, als ein über den Parteien ſtehender Fak-= 
tor' der Stetigkeit, der geſhichtlich gewordenen Eigenart unſeres 
Volkes wie der politiſchen Zweckmäßigkeit entſprehe. So 
ſelbſtverſtändlich dieſes offene Bekenntnis zum mon- 
arhiſ<henGedankenuns heute erſcheint: in jenem erſten 
revolutionären Trubel ſahen es. mandhe als Wagnis an. Und 
dodh war es politiſch richtig, auch in dieſer Frage mit offenem 
Viſiex zu kämpfen; es trug zur inneren Beſinnung der durch 
den doppelten Zuſammenbrucd gänzlich zerfahrenen Gemüter 
bei und gab einen ſtarken Antrieb zur Sammlung aller ge- 
ſund. Empfindenden. Wie ſtark -die politiſm<e Erſchütterung 
damals ſelbſt bei ſol<en Männern war, die der Krone per- 
ſönlich nahe geſtanden hatten, mag aus folgendem Vorgang er- 
bellen. Eines Tages erſchienen eine größere Reihe ehemaliger 
militäriſcher und ziviler Würdenträger aus Potsdam auf der 
Hauptgeſchäftsſtelle der Paxtei, um ihre Bedenken gegen jenes 
Bekenntnis des Wahlaufrufs vorzubringen; in der alten Ho- 
henzollern-Reſidenz glaube man an eine Wiederbelebung des 
monardiſhen Gedankens nad) dieſem tiefen Fall nicht mehr. 
ITH gab den Herren zu verſtehen, daß ich für ihren ſchnellen 
Auffaſſungswechſel kein Verſtändnis aufzubringen vermöge. 
Man verließ mich höchſt unzufrieden. Bald darauf war man 
auch in Potsdam zur geſunden Vernunft zurückgekehrt; es iſt 
heute eine Hohburg deutſ<nationalerx Denkart. 

Die Wahlen brächten den Deutſ<hnationalen 42 Siße in 
der Deutſchen Nationalverſammlung, 50 in der Preußiſcrhen 
verfaſſunggebenden Landesverſjammlung. Von den- Landesver- 
ſammlungen der außerpreußiſchen Einzelſtaaten hatten die in 
Württemberg 25, in Sachſen 13,' Mecklenburg-S<hwerin 11, 
Weimar 9, Baden und Bremen je 7, Altenburg 6, Heſſen, 
Bayern, Wecklenburg-Streliß und Lippe je 5 deutſ<hnationale 
Abgeordnete; in den übrigen Staaten waren es 1-3. Wie- 
wohl von vereinzelten, im politiſchen Leben wenig Erfahrenen 
noch beſſere Ergebniſſe erwartet worden waren, ' konnte die 
Partei in hohem Maße zufrieden ſein. Der maßloſe Ver- 
jammlungsterror der Sozialiſten hatte die Agitation ebenſo 
erſchwert wie der Umſtand, daß die Deutſchnationalen reſtlos 
für alle Fehlſchläge des alten Regimes verantwortlich gemacht 
und als Kriegsverlängerer und Annexioniſten verſhrigen wur- 
den. Tatſächlich brachte denn au< das Abſchneiden der Partei 
bei dieſen erſten Revolutionswahlen ihren Gegnern Enttäu- 

ſchung genug. :
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In den deutſ<nationälen Fraktionen*) über- 
wog die Zahl der neu in die Parlamente Eingetretenen durc<- 
aus. In der Nationalverſammlung ſaßen von den alten kon- 
ſervativen Abgeordneten nur 8, von den freikonſervativen nur 
2, von den <riſtlichſozialen 3, von den deutſchvölkiſhen 2; in 
der Preußiſhen Landesverſammlung waren 10 konſfervative, 
3 freikonſervative, 1 völkiſcher. So wär es erklärlich, daß aus 
den Reihen der nicht Wiedergewählten der neuen Partei der 
Vorwurf gemacht wurde, ſie habe abſichtlich bisherige Vertreter 
der Rechtspolitik aus der parlamentariſchen Tätigkeit hinaus- 
gedrängt. Soweit ſich dieſer Vorwurf gegen die Parteileitung 
erhob, war er unberedchtigt. Sie hatte ſich vielmehr denkbare 
Müdhe gegeben, verdienten bisherigen Abgeordneten Mandate 
zu  verſchaffen. Die Schwierigkeit lag draußen im Lande. Das 
Empfinden, daß “ im damaligen Augenbli> leidliche Wahl- 
erfolge nur mit im Weſentlichen neuen, noh nicht parlamen- 
tariſch tätig geweſenen Männern zu erzielen ſeien, war ge- 
rade in den alten konſervativen Reihen allgemein; aus Pom- 
mern, wo ſie bisher ein Viertelhundert Reichs- und Landtags3- 
abgeordnete geſtellt hatten und wo das konſervative Element 
aud) in der Organiſation der Deutſhnationalen weit überwog, 
kehrten nur 2 bis dahin konſervative Abgeordnete in die Par- 
lamente zurück. Gewiß war man in dem Wunſc<he na<h neuen 
Köpfen zuweit gegangen; Adel und Großgrundbeſiß, die bis 

“ dahin : ſo viele ausgezeichnete Parlamentsarbeiter geſtellt 
hatten, waren in dem an ſich richtigen Streben nah einer be- 
rvflich vielſeitigen Zuſammenſeßzung der Fraktionen zu ſehr 
bei Seite gerückt worden. Abex die damalige Stimmung entsz 
ſprach nun einmal dieſem Vorgehen, das erſt bei ſpäteren 
Wahlen in etwas ausgeglichen wurde. 

Der Nacteil dieſexr Maßnahme, das Fehlen parlamentariſch 
eingearbeiteter Leute, ſtellte ſich bald heraus. Da er indeſſen 
in den gegneriſ<en Parteien noch weit ſtärker hervortrat, und 
da die deutſhnationalen Fraktionen ſehr viel mehr Männer 
mit präktiſc<er Verwaltungserfahrung aufwieſen als die an- 
deren, ſo machte ſich doc< bei den Deutſ<hnationalen ein fühl- 
bares ſachliches Uebergewicht in allen bedeutenden Verhand- 
lungen gegenüber den anderen Parteien geltend. Das trat be- 

*) Ueber die parlamentariſche Tätigkeit der deutſchnationalen 
Fraktionen im Reich und in Preußen ſeit 1919 unterrichten eingehend 
die bei der Deutſchnationalen Schriftenvertriebsſtelle G. m, b, H., Bexlin 
SV. 11, erſchienenen Veröffentlichungen derx Abgeordneten Dr, Phi- 
lipp und Ebersba.
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ſonders bei der Beratung der Reichsverfaſſung und der Staats- 
verfaſſungen, aber auch ſonſt oft genug, hervor, und ſo exwarb 
ſicH die neue Partei, wiewohl ſie zur Oppoſition verurteilt war, 
ſehr ſhnell in den Parlamenten eine auch von den Gegnern 
geahtete Stellung. Da die Leiter der deutſchnationalen Frak- 
tionen, in der Nationalverſammlung der frühere Staatsſekretär 
des Innern, Staatsminiſter Graf von Poſadowsky- 
Wehner, in der Preußiſchen Landesverſammlung Staats- 
miniſter Hergt, erfahrene und kenntnisreiche praktiſche 
Staatsmänner waren, ſo gelang es, innere Reibungsfläcen, 
wie ſie neu gewählte Fraktionen zunächſt immer aufweiſen 
werden, zu überwinden und dieſe arbeitsfähig zu machen. Die 
innerliche Verſchmelzung der bisher getrennten Gruppen zu 
einem ſachlich geſchloſſenen Gebilde ging über alles Erwarten 
ſ<nell vor ſi<, wobei  das Ueberwiegen der nicht mit dem 
Schwergewicht alter politiſcher Traditionen behafteten neuen 
Abgeordneten ins Gewicht fiel. 

Derſelbe Vorgang trat auch in der Organiſation der Partei 
zu Tage. Die örtlichen Vereine der alten Rechtsparteien waren 
gleich zu Anfang ſo' gut wie reſtlos aufgelöſt worden. In 
einigen wenigen Provinzen wurden die konſervativen Provinz- 
verbände noh aufreht erhalten; da ſie aber abgeſehen von 
ſeltenen Jahrestagungen keine Tätigkeit mehr entfalteten, 
ſo ſtörten ſie den weiteren Ausbau der deutſchnationalen 
Parteigliederung nicht. Verſtimmung, die auch in den Sißun- ' 
gen der deutſhnationalen Parteivertretung mehrfach zum Aus- 
dru kam, erregten politiſche Kundgebungen, 'die der beſtehen 
gebliebene Hauptverein der Deutſ<-Konſerva- 
tiven hin und wieder erließ. Da er aber in die Wahlen nicht 
eingriff und auch ſonſt eine praktiſhe politiſche Tätigkeit nicht 

entfaltete, ſo fanden ſolche Kundgebungen regelmäßig. wenig 
Wiederhall in der Oeffentlichkeit, die ſic< ſehr bald mit  dem 
Ausſcheiden .der einſt ſo -einflußreichen konſervativen Partei 
aus dem deutſhen politiſchen Leben als mit einer unabänder- 
lichen Tatſache abgefunden hat. Tatſächlich würde ja auch ein 
Verſuch, ſie rükgängig zu machen, woran man anfänglich vev- 
einzelt wohl gedacht hat, ſheitern; denn in dem inzwiſchen zu 
Gewidht gelangten jungen Geſchlecht des oſtelbiſchen Adels und 
Großgrundbeſißes, der früheren namhaften Träger der konſer- 
vativen Partei, ſieht man heute viel zu klar, daß es politiſchen 
Einfluß nach der Umwälzung nur in einer Partei wahren kann, 
die von breiten bürgerlichen Schichten getragen wird. Eine. 
wiederbelebte konſervative Partei würde heute ſofort dem
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tkötenden Ruf einer einſeitigen „Junker“-Partei verfallen und 
zu hoffnungsloſer Machtloſigkeit verurteilt bleiben. Uebrigens 
iſt auch der gelegentlich in abſterbenden altkonſervativen Krei- 
jen aufgetauhte Gedanke, eine ſol<e: Wiederbelebung mit 
Hilfe radikal Völkiſcher zu Wege zu bringen, ſo gänzlicß un- 
dur<führbar. Denn unter den Elementen, die parteimäßig 
einzigundallein auf Antiſemitismus aufbauen zu ſollen 
glauben, überwiegen demokratiſche ſtaatspolitiſche und miß- 
verſtandene ſozialiſtiſc;e Neigungen ſo ſehr, daß die Jrrungen 
ihrer etwaigen Parteiehe mit Altkonſexrvativen ungewöhnlih 
ſchnell zur Kataſtrophe führen müßten. 

= Nachdem .die Wahlen abgeſc<loſſen waren, mußte die 
Partei darauf bedaht ſein, ihre innere Organiſation zu 
jeſtigen, um neue Aufgaben in Angriff nehmen zu kön- 
nen. Sc<hon im Februar 1919 waren in einer Vertreter- 
tagung der Landesverbände die vom „Beginn an einge- 
ſc<lagenen Formen der Parteigliederung im Weſentlichen be- 
ſtätigt worden. Mitte April trat die Parteivertretung 
(der Hauptvorſtand) ' zum erſten Mal zuſammen, genehmigte 
den endgültigen Saßungsentwurf, der dann auf dem Parteitag 
angenommen wurde, und regelte die Finanzgebahrung. Die 
politiſchen - Beratungen der Parteivertretung 'galten den in 
Ausſicht ſtehenden Friedensbedingungen. Die Reichs- 
regierung rourde aufgefordert, jeden Friedensvertrag abzu- 
lehnen, der die 14 Wilſonſchen Punkte verſchärfe und Deutſch- 
land Landgebiet und Kolonien raube. Auch wurde der ſtaats- 
rehtlihe Zuſammenſ<luß mit Deutſhöſterreich und die Frei- 
gabe der deutſchen Kriegsgefangenen und der beſeßten Gebiete 
gefordert. Als am 12, und 13. Juli der Erſte Rei<hs- 
parteitagin Berlin zuſammentrat, hatten die ſozialiſtiſch 
geführte Regierung und die Nationalverſammlung troß ſchärf- 
ſter Oppoſition der Deutſ<nationalen dem vernichtenden Ver- 
ſailler SHandfrieden bereits zugeſtimmt. Der Parteitag, deſſen 
rieſiger Beſuch und einheitlicher Verlauf in der Oeffentlichkeit 
tiefen Eindru> madten, legte nach einem Vortrage des Abg. 
D. Traub über die Bilanz des Weltkrieges und der Revo- 
lution gegen die- Lostrennung deutſcher Stammesgenoſſen vom 
Mutterlande Verwahrung ein; aud ſagte er die dereinſtige 
Auferſtehung derx in der Weimarer Verfaſſungsberatung begra- 

- benen Bismar>ſchen -Grundlagen des Reichsaufbäus voraus. 
Die Tagung brachte ferner Berichte der Abgeordneten Frau 
Behm und v. Kardorff über die Tätigkeit der Fraktionen 
im Reich und in Preußen ſowie Vorträge der Abgeordneten
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v..d. Oſten, Dr. Hugenberg, Budjuhn und Beh-, 
vens über den Wiederaufbau von Landwirtſc<aft, Jndu[tc[e, 
Mittelſtand und Arbeiterſchaft, des Grafen Weſtarp über 

- die künftigen Bahnen deutſcher auswärtiger Politik, des Abg. 
Dr. v. Delbrük über die ſchwebenden Fragen der inneren 
Politik und des Abg. Generalſuperintendent D. Neinhurd 
über deutſche Kulturpolitik. 

Der gemeinſame Kampf. gegen chedeu-övertrug und Wei- 
marer Verfaſſung hatte kurz vorher eine Annäherung 
zZ,wiſchen Deutfcl)natconole*c und „Deutſher 
Volkspartei zu Wege gebracht. Als no<h. die Hoffnung be- 
ſtand, daß es vielleiht gelingen werde, Regierung und Mehr- 
heit der Nationalverſammlung bei dem urſprünglichen Wider- 
ſtand gegen das Friedensdiktat der Feinde feſtzuhalten, hatten 
Verhandlungen ſtattgefunden über einen Zuſammenſchluß dex 
beiden Redtsparteien; die Deutſche Volkspartei bezeichnete 
ſic< damals no< als ſolhe, erxrſt nac< den Reihstagswahlen 
1920 entdeckte ſie ihren mittelparteilichen Charakter. ' Die 
deutſchnationalen Fraktionen in Berlin hatten ſich einhellig 
für die aus dem volksparteilichen Lager kommende Anregung 
erklärt; in der Volkspartei war viel Stimmung dafür. Im 
lezten Augenblik aber vereitelte Dr. Streſemann den 
Plan. Er mochte wohl auf den Beſtand einer ausſchließlic< 
auf ſeine Perſon zugeſchnittenen Partei nicht verzichten; auc<h 
ſpielte bei ihm die noch aus den Kämpfen um die Erbanfall- 
ſteuer herſtammende perſönliche Abneigung gegen die konſer- 
vative Empfindungswelt eine Rolle, eine, Abneigung, die dieſem 
ſonſt ſo wandlungsreichen Politiker und Großſtadtmenſchen 
ſehr tief eingeprägt iſt. Es läßt ſich unſchwer ausmalen, .wie 
anders die innerpolitiſchen Zuſtände ſich geſtaltet haben wür- 
den, wäre es'zu einer Einigung gekommen. Sie war damals 
no<h möglid, da beide Parteien ſich in ihrem politiſ<en Gedan- - 
kengehalt noh nicht ſo ſcharf abgegrenzt hatten; inzwiſchen 
ſind der trennenden Schranken ungleich mehr geworden. Das 
für die deutſc<e Entwicklung ſo ſc<ädlihe mittelparteiliche 
Schwergewicht in der Regierung mit linksparteilihem Ein- 
ſ<lage würde wahrſcheinlic<h längſt überall "dem Bürgerblok- 
unter redhtsparteilicher Betonung Plaß gemacht haben, wenn 
iim Frühjahr- 1919 die damalige nationale Oppoſition in ein 
Parteibett eingemündet hätte. Streſemanns Vorwand gegen . 
die Einigung war der, Hinweis, daß es der Volkspartei bei 
geſondertem Auftreten eher gelingen werde, von .'der „zerfal- 
lenden Demokratiſchen Partei Wähler zu ſieh hinüberzuziehen.



Tatſächlich hat die Volkspaxrtei, als ſie ſich noc< als natio- 
nale Rechtspartei anſprechen ließ, die größte Anziehungskraft 
auf demokratiſche Ueberläufer ausgeübt. Seitdem die Volks- 
partei erklärte Mittelpartei geworden iſt, hat der Abbröcke- 
lungsprozeß in der Demokratiſhen Partei zu Gunſten der 
Volkspartei keinen nennenswerten Fortgang mehr genommen. 
Tas iſt auch ganz erklärlich; der Wähler, der ſich ſeiner bis- 
herigen Partei entfremdet fühlt, geht gemeinhin nicht zu einer 
ihr ähnlichen, ſondern zu einer möglichſt andersartigen! 

Die Teilnahme an den Verhandlungen der Paxlamente 
ſteilte die Deutſc<hnationalen vor eine Frage von grundſäßlicher 
taktiſcher Bedeutung, mit der ſich jede Oppoſitionspartei aus- 
einanderzuſeßen hat, ſobald ſie ſich im Gegenſaßz zur geltenden 
Staalsform befindet: ſoll die: Partei unter dem Geſichts- 

punktpoſitiver Arbeit bei der Beratung und Beſchluß- 
faſſung im Parlament auf Durchſezung in ihrem Sinne gele- 
gener Verbeſſerungen bedacht ſein, oder ſoll ſie Oppoſition um 
der Oppoſition willen treiben und die Dinge möglichſt der Kata- 
itrophe entgegenreifen laſſen, um auf dieſem Wege einen Wan- 
del der Grundlagen des Staatslebens zu erreichen? Sc<on bei 
der Beratung der Weimarer Verfaſſung hatten ſi< in der 
'deutſ<nationalen Partei wenige Stimmen erhoben, die an den 
Bemühungen der Fraktion Kritik übten, die ſchlimmſten Uebel 
des Preußſchen BVerfaſſungsentwurfs auszumerzen. Auch bei 
anderen Anläſſen, ſo gelegentlich des bemerkenswerten Hergt- 
ſch<en Verſuchs, in einer Rede vom September 1919 im Preußen- 
hauſe Wege eines Ordnungsprogramms aufzuweiſen, ſpielte 
jene taktiſche Frage eine Rolle. Allerdings eigentlih nur in 
Parteierörterungen außerhalb des Parlaments. Wer ihm an- 
gehört, erkennt, auch wenn er noh ſo ſcharfer Oppoſitions- 
mann iſt, nur zu ſchnell, daß die grundſätzliche Negation um 
ihrer ſelbſt willen garnicht durchzuführen -iſt, da ſie ſi< den 
praktiſchen Bedürfniſſen der eignen Wählerſhaft nicht an- 
paſſen läßt. Eine Partei der ausſc<hließlichen Negation darf 
nicht ins Parlament gehen; denn der von 'Kommuniſten und 
neuerdings Nationalſozialiſten eingeſchlagene Ausweg, im Par- 
lament die Arbeit desſelben dur< bewußte Herabwürdigung 
der ganzen Einrichtung zu diskreditieren, führt nicht zum Ziel, 
weil er auf die Dauer den Urheber lächerlich macht und auch 
„dur<h geeignete Geſchäftsordungsbeſtimmungen verbaut werden 
kann. So bleibt für den Gegner der geltenden Staatsform 
im Ernſte nichts anderes übrig, als ihre Mängel durch ſharfe 

- fachliche Kritik bloßzulegen und ihre Umbildung im Wege poſi-
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tiver Arbeit allmählic< vorzubereiten. In dieſem Sinne haben 
die Deutſchnationalen fruhtbar gewirkt. Aber der Streit über - 
dieſe Methode hat noc<h bei dem Ausſheiden der ſpäteren natio- 
nalſozialiſtiſc<en Freiheitspartei aus der Deutſ<nationalen 
Volkspartei im Hintergrunde der Trennungsgründe geſtanden, 
und es iſt bezeichnend, daß dieſes methodiſche Sheidungsmerk- 
mal auc<h bei den Nationalſozialiſten Bayerns zu Abſplitterun- 
gen führt, nachdem ſie ſich auf das von Hitler erſt ſo verworfene 
Kompromiß mit dem Parlament eingelaſſen haben. 

Da nach dem Abſchluß der Weimarer Verfaſſung Neu- 
wahlen zum Reichstag in Ausſicht ſtanden, mußte die deutſch- 
nationale Parteileitung an die. Shaffung eines endgültigen 
Parteiprogramms herantreten. Es wurde in einem Ausſchuſſe 
ſehr ſorgſam vorbereitet und Anfang April 1920 von der Partei- 
vertretung beſchloſſen. Die Grundſäße der Deutſc<- 
nationalen Volkspartei, wie das Programm genannt 
wurde, beſtehen aus einer Einleitung, in der die tragenden Ge- 
danken der Partei in knappen, ſ<hwungvollen Sätzen zuſam- 
mengefaßt ſind, und aus den Forderungen an das Volks- und 
Staatsleben, an das geiſtige und Wirtſchaftsleben. An die 
Spißze der Forderungen iſt die nach Freiheit des deutſchen 
Volkes von fremder Zwangsherrſchaft, nach Aenderung des 
Verſailler Vertrages und Wiederherſtellung der deutſchen Ein- 
heit geſtellt. Weitere Abſätze behandeln den Shuß des Deutſch- 
tums in den verlorenen und beſetßzten Gebieten und im Aus- 
lande, die Notwendigkeit einer ſtarken und ſtetigen, nur durch 

deutſche Geſihtspunkte beſtimmten auswärtigen Politik ſowie 
die Wiederherſtellung der monarc<hiſchen Staatsform. Die 
Monarchie, ſo ſagen die Grundſäße, verbürgt, über den Par- 
teien ſtehend, am ſicherſten die Einheit des Volkes, den Schuß 
der Minderheiten, die Stetigkeit der Staatsgeſchäfte und die 
Unbeſtechlichkeit der öffentlichen Berwaäaltung. Die deutſchen 
Einzelſtaaten ſollen freie Entſchließung über ihre Staatsform 
haben; für das Reich erſtrebt die Partei die Erneuerung des 
von den Hohenzollern aufgerichteten Kaiſertums. Um der 
Reichseinheit willen iſt die Selbſtändigkeit der Einzelſtaaten 
zu ſchüßen und ihre berechtigte Eigenart zu pflegen; auf die 
ſtaatenbildende Kraft eines unzerſtükelten, in ſeinen Rechten 
nicht geſ<mälerten Preußen kann das Reich für ſeinen Wie- 
deraufbau nicht verzichten. Für die Volksvertretung wird das 
gleiche Wahlrecht gefordert; neben ihr ſoll eine Vertretung der 
Berufsſtände Platz greifen, die den Urhebern des Programms 
für die Zuſammenſeßung von Erſten Kammern in den Einzel-



ſtaaten vorſchwebte. (Der zuweilen auftauchende Gedanke 
eines Erſaßes des allgemeinen Wahlrechts durd) das berufs- 
ſtändiſche für Reichstag und Zweite Rammern in den Ländern 
findet in dem Parteiprogramm keine Stüßze*)). Die Wieder- 
herſtellung der deutſchen Wehrmacht auf Grund der allge- 
meinen gleichen Wehrpflicht, die Erhaltung des Berufsbeamten- 
tums, eine kraftvolle vollziehende Verwaltung und ein feſt- 
gefügter Behördenaufbau, die Gleichberehtigung der Frauen, 
die Pflege der BVolksgeſundheit -und Volkskraft, die Zurüßk- 
drängung der Vorherrſchaft des Judentums und die Unterxbin- 
dung des Zuſtroms Fremdſtämmiger über unſere Grenzen ver- 
vollſtändigen die ſtaatspolitiſchen Wünſc<he der Partei, 

In dem das geiſtige Leben betreffenden Teil bekennt ſich 
das Programm zur driſtlihen WeltanſHauung, zur Gleich- 
ſtellung aller Bekenntniſſe und zur Freiheit der Kirc<hen für 
die ſelbſtändige Ordnung und Verwaltung ihrer inneren An- 
gelegenheiten. Die Schule ſoll ſtärker als bisher Willen und 
Charakter zu bewußtem Deutſchtum und lebendiger Staats- 
geſinnung formen; die driſtlihe Bekenntnisſchule iſt grund- 
ſäßlich vorzuziehen. Weitere Forderungen betreffen die Aus- 
geſtaltung der einzelnen Sculgattungen, die Lehrerbildung, die 
Lehrfreiheit an den Hochſhulen, die Förderung von Jugend- 
pflege, Jugendbewegung und Kunſt. 

Für das Wirtſchaftsleben wird der Saß geptagt, daß jede 
lebensfähige Volkswirtſc<aft ſich auf dem Privateigentum und 
der Eigenwirtſchaft aufbaut. Staats- und ſonſtige öffentliche 
Unternehmungen ſind nur da am Plaße, wo ſie für 'die All- 
gemeinheit notwendig ſind und gegenüber dem Privatbetrieb 
unzweifelhaft wirtſ<aftliche Vorteile bieten;. die Zwangswirt- 
ſchaft des Krieges iſt reſtlos abzubauen. Für das Siedlungs- 
und Wohnungsweſen und die Schaffung von Heimſtätten ſtellt 
das Programm maßvolle und durchführbare Grundſäte auf. 
Erhaltung und Vermehrung des ſelbſtändigen Mittelſtandes in 
Stadt und Land werden als das wirkſamſte Mittel zur Ueber- 
brückung der ſozialen Gegenſäße bezeichnet, da er den unteren 
Klaſſen die Aufſtiegsmöglichkeiten zur wirtſhaftlichen Selbſt- 
ſtändigkeit offen hält und ſo eine geſunde Schichtung der Be- 
völkerung fördert. Der Uebernahme mittelſtändiſcher Betriebe 
in Staas- oder Gemeindebeſitz widerſeßt ſich die Partei grund- 

*) Näheres darüber in meiner S<rift „Völkiſche Mittel- oder 
deutſchnationale Rechtspartei ?“, Berlin 1924, Deutſ<nationale S<rif- 
tenvertriebsſtelle G. m. b. S.
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ſäßlich. Die Landwirtſchaft, die nur auf freier Sholle den Nah- 
rungsbedarf Deutſchlands decken kann, iſt vor Eingriffen zu 
bewahren, 'die ihrem Weſen widerſprechen. Der freie deutſche 
Handel ſoll in ſeine Vorkriegsrechte wieder eingeſeßzt werden, 
die Abſatzfähigkeit von Jnduſtrie und Handwerk ſind pfleglich 
zu, behandeln. Für. die Arbeitnehmer verlangen die deutſch- 
nationalen Grundſäte ein zeitgemäßes Angeſtellten- und Ar- 
beiterrecht, Gewährleiſtung des Koalitionsrehts, Tarifverträge 
und öffentliche Berufsvertretungen. Die Beteiligung der An- 
geſtellten und Arbeiter am Gewinn des Unternehmens iſt an- 
zuſtreben. 'Der marziſtiſche . Klaſſenkampfgedanke wird als 
Zerſtörer jeder Kultur abgelehnt. 

Das Parteiprogramm hat bei den Wahlen und ſonſt ſtarke 
Anziehungskraft bewährt. Auc ein von der Staatspolitiſchen 
Arbeitsgemeinſchaft entworfenes Nationales Manifeit 
der Partei, das ſic< vorzügli< an die Gebildeten wendete, 
führte ihr viele neuen Freunde zu. Der weiteren Vertiefung 
der deutſchnationalen Ziele dienten ausführliche Richtlinien 
für die Agrarpolitik, die Mittelſtandspolitik, 
die Schulpolitik, die Beamtenpolitik, die Kom=- 
munalpolitik und.die Frauenfragen, die von den 
entſprehenden Reichsausſhüſſen im Cinvernehmen mit der 
Parteileitung aufgeſtellt 'wurden. 

So durfte die Faſſung der grundſätßzlichen Beſtrebungen der 
Partei im Frühjahr 1920 als abgeſchloſſen gelten. Jnzwiſchen 
hatte der Kapp-Putſ< auf ihre aufſtrebende Entwicklung 
einen unerfreulihen Schatten geworfen. Die drohende Enut- 
laſſung der Brigade Ehrhardt aus dem Dienſt hatte den äußeren 
Anlaß zu dieſem unbedachten Unternehmen gegeben; die ver- 
faſſungswidrige Hinausſchiebung der längſt fälligen Neuwahlen 
und die Abſicht der Regierung, dem Volke das dur<h die Ver- 
faſſung verbürgte Recht der unmittelbaren Reichspräſidenten- 
wahl zu nehmen, wurden als politiſcher Grund hingeſtellt. Die 
Partei erfuhr gleichzeitig mit der Regierung von der im Militär 
entſtandenen Bewegung und ſekßte alle Mittel ein, um die be- 
teiligten Stellen von törichten Schritten zurückzuhalten. Man 
ſagte ihr am 10. März zu, daß ſolhe nicht erfolgen würden. 
Leider erließ die Regierung gleich darauf gegen einige Be- 
teiligte Saftbefehle, und nun ließen ſich die Führer der Bewe- 
gung dodhy verleiten, den Marſch auf Berxrlin anzutreten, der 
dann in wenigen Tagen zuſammenbrach. 

Die Deutſc<hnationalen, die ſchon in den Monaten vorher, 
als ähnliche Abſichten aus früheren Offizierskreiſen. laut wur-



den, jedem, der es hören wollte, mit ſtärkſtem Nachdru auf 
'die Ausſichtsloſigkeit und Verwerflichkeit derartiger gewalt- 
ſamer Umſturzverſuche hingewieſen hatten, wußten ihr Ge- 
wiſſen frei. Da aber einige bekannten Mitglieder ihrer Partei 
ſich in das Unternehmen der Kapp und Lüttwiß hatten hinein- 
ziehen laſſen, ſo ſetzten die politiſchen Gegner alles daran, um 
den Kapp-Putſch bei den ihm folgenden Wahlen zum Re[ck)s- 
tag auszunuten. Den Erfolg durfte die Deutſche Volkspartei 
für ſi< buchen; ſie erhielt zahlreiche Stimmen von Leuten, - 
die durc die ſfozialiſtiſc<en Terrorakte nach dem Putſche ver- 
ängſtigt waren und deshalb der Volkspartei als der gemäßig- 
teren Oppoſitionsrichtung den Vorzug gaben. So erzielte die 
Volkspartei, der auch aus dem Zerfall der Demokraten eine 
reiche Erbſchaft erwuchs, einen Stimmenzuwachs, der um 1,1 
Million größer 'war als der der Deutſchnationalen, obwol)l 
dieſe insgeſamt über 200 000 Stimmen mehr als jene erhielten. 
Ter Kapp-Putſch koſtete der deutſchnationalen Partei min- 
deſtens 10 Mandate, die ſie nac<h amtlicher und ſonſtiger 
Scäßung ohne ihn mehr erhalten haben würde.. 

'Die Sorge vor gewaltſamen Unternehmuns» 
gen zur Umwälzung der durd) die Revolution geſhaffenen Zu- 

ſtände hat die deutſchnationale Führung nie ganz verlaſſen. Da 
die Partei grundſäßlich und tatſächlich auf dem Standpunkt 
ſteht, eine Aenderung der Verfaſſungseinrichtungen nur auf dem 
in der Verfaſſung vorgeſehenen geſeßzlihem Wege zu erſtreben, 
ſo können ihre Endziele dur< Gewaltmethoden nur verzögert 
werden, obenein dieſe in Anſehung der Bevölkerungsſtruktur 
und der ausgeſprochen geſeßzmäßigen Denkart der Deutſchen 
einen Erfolg nicht verſprehen. So erklärlich es manchem ex- - 
ſcheinen mag, wenn ſich aut deutſ< Empfindende durc<h ihre 
innere Empörung üÜber die von der Revolution angerichtete 
Schandwirtſchaft zu politiſ<en Torheiten und menſchlich ver- 
werflihen Scritten hinreißen laſſen, um die ſozialiſtiſchen 

Machthaber mit den gleichen revolutionären Mitteln zu be- 
kämpfen, mit denen ſie ſic< in den Sattel geſHwungen haben, 
=- beſonnene politiſche Erwägung muß derartige Scritte ent- 
ſchieden ablehnen! Die nationale Bewegung wäre im nach- 

revolutionären Deutfc[)]aud längſt zu einer ganz anderen Macht- 
ſtellung gelangt, wenn wir keinen Kapp-Putſch, keinen Erz- 
berger- und Rathenau-Mord und keinen Münchener November- 
Butſch erlebt hätten. Nach jedem dieſer unheilvollen Ereigniſſe 
hat die marxiſtiſ<e Demokratie bereits geräumte Poſitionen 
erneut beſetzt, wenn auc< ab und an nur vorübergehend; jedes-
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mal hat die nationale Oppoſition Rückſchläge erlitten, die 
mühſam wieder ausgeglichen werden“ mußten. Mödte dieſe 
Einſiht endlich auch in den hoffnungslos unpolitiſchen Ge- 
hirnen Raum gewinnen, die ſich berufen wähnen, gelegentlich 
mit ungeſicherten Revolvern pol1ttfck)e Vorſehung ſpielen zu 
müſſen! 

Der neue Reichstag ſah ſtatt bisher 42 nun 66, nach 
den ſpäter vorgenommenen Wahlen in Oſtpreußen, Schleswig- 
Holſtein - und Oberſchleſien 71 deutſ<nationale Abgeordnete. 
Der Parteivorſizende Hergt war in den Reichstag über- . 
getreten und übernahm ſtatt des Grafen von Poſadowsky, der 
eine Wiederwahl abgelehnt hatte, den Fraktionsvorſit. Unter 

-den neu Gewählten befanden ſih Graf Weſtarp und!' der 
frühere Vizekanzler und Staatsſekretär des Jnnern, Staats- 
miniſter Dr. Helfferi<, dem ſein ſiegreicher Prozeß gegen 
den Reisverderber Erzberger hohe Volkstümlichkeit einge- 
tragen hatte; er war in 3 Wahlkreiſen gewählt worden. Nun 
wurde er ſ<nell zum packendſten Parlamentsredner der Frak- 
tion; ſeine fabelhafte Arbeitskraft, ſeine ſouveräne Beherxr- 
ſhung des jeweiligen Verhandlungsſtoffes und der politiſchen 
Vorgänge in der Vergangenheit machten ihn bei den. Gegnern 
gefürchtet. Helfferich war der beſte Kenner aller mit dem Frie- 
densvertrag und den Reparationsfragen zuſammenhängenden 
Dinge im Reichstage; daß er im Frühjahr 1924 einem grau- 
ſamen Unfall zum Opfer fallen mußte, war der härteſte Schlag, 
der die Deutſchnationalen treffen konnte, und gerade in dieſem 
Augenblick der Auseinanderſezungen über das Sachverſtän- 
digen-Gutadhten ein vaterländiſ<es UnglüG6 ſc<ledchthin. 

Seitdem die Deutſchnationalen in die Reihe der großen 
Parteien eingetreten waren, trat die Frage der Teilnahme an 
der Regierung an ſie heran, ein Problem, das für ſie als eine 
in grundſäßliher Gegnerſ<haft zur geltenden Stoutgform 
ſtehende Bewegung nicht ohne Scwierigkeit iſt. Von einer 
Aufgabe ihrer ſtaatspolitiſchen Endziele, der Rückkehr vom 
parlamentariſchen zum konſtitutionellen Regierungsſyſtem und 
zur Monaxdhie, kann dabei ſelbſtverſtändlic< keine Rede ſein. 
Aber ſchon der Eintritt in eine Koalitionmit anderen 
Parteien iſt gelegentlich in der Parteipreſſe als fragwür- 
diges und unerwünſchtes Experiment hingeſtellt worden. Nun 
hat ſicherlich eine parteimäßig einheitliche Regierung ſehr viel 
leichteres Arbeiten und braucht ſich nicht zu unbequemen Zu- 
geſtändniſſen an andere Richtungen zu verſtehen; aber daß in 
Deutſchland in abſehbaxer Zeit ein.e Partei allein zur
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Macdht gelangt, muß unter normalen Verhältniſſen als ausge- 
ſhloſſen gelten. Zur Macht muß jede Partei zu kommen 
ſuchen, wenn ſie überhaupt einen Sinn haben ſoll. Auch in der 
Oppoſition läßt ſih manc<hes Schlimme verhüten, mancher Teil- 
erfolg erzielen. Gerade die geſezlichen Maßnahmen indeſſen, 
auf deren Verwirklichung es entſ<heidend ankommt, ſind nur 
vom Regierungstiſch aus ins Werk zu ſetzen, und auf dem Ge- 
biete der Verwaltung, wo in vielen Fragen das Beſte geleiſtet 
werden kann, läßt ſi< überhaupt nur arbeiten, wenn man die 
Hand am Steuer hat. Das gilt vorzugsweiſe auch für Maß- 
nahmen auf dem Gebiet der Judenfrage, was in Kreiſen, die 
in ihr den Schlüſſel aller Unbilden ſehen, gewöhnlich 
überſehen wird. So entſpringen die warnenden Stimmen, 
die hin und wieder aus dem nationalen Lager gegen eine 
Regierungsteilnahme laut werden, ungenügender Kenntnis der 
treibenden Kräfte in den politiſ<en Geſchäften oder einem 
vielleicht unbewußten Mangel an Zutrauen in das eigene Ver- 
mögen, ſich aud in einer Vielzahl von Regierungsparteien 
poſitiv durc<hzuſeßen. 

Selbſtverſtändlich muß ein Mindeſtmaß an Einheitlichkeit 
in grundſäßlichen Auffaſſungen d en Parteien eigen ſein, mit 
venen man ſich verbindet. Eine Koalition mit der So- 
zialdemokratie würde für die Deutſc<nationalen unaus- 
führbar bleiben. Wenn man in der erſten Zeit nac<h der Re- 
volution vielleicht auc< no<h zweifelhaft ſein konnte, ob die 
Sozialiſten unter dem Druck der Verhältniſſe ſich ihre außen- 
politiſc<e Würde- und Inſtinktloſigkeit und ihre innerpoli- - 
tiſchen Unmöglidkeiten nicht abzugewöhnen imſtande ſein wür- 
den: nad) den Erfahrungen dieſer Jahre wird auch der Hoff- 
nungsſeligſte damit nicht mehr rehnen. Ueberdies haben die 
Sozialdemokraten niemals daran gedacht und werden aud) in 
Zukunft niemals daran denken, ſich mit den Deutſhnationalen 
auf ein und dieſelbe Miniſterbank zu ſeen (und umgekehrt!). 
In dieſer Vorausſiht konnten letztexe nach den Reichstags- 
wahlen 1920 unbedenklic<h zum Ausdruc bringen, daß ſie unter 
Zurückſtellung verfaſſungspolitiſcher Wünſche bereit ſeien, mit 
allen den Parteien zuſammen zu arbeiten, die ehrlich am 

Wiederaufbau mitwirken wollten; es war von vornherein 
ſicher, daß die Sozialdemokratie ſich in dieſe Erklärung nicht 
einbezogen fühlen würde, zumal ſie gleich darauf beſchloß, ſich 
diesmal grundſäßlich an der Regierung nicht zu beteiligen, 
ſondern in die Oppoſition zu gehen, weil ſie dadurch ihre bei 
der Wahl erſchütterten Reihen leichter wieder zu ſchließen
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hoffte. Im übrigen kam die Teilnahme an der Regierung für 
die Deutſchnationalen praktiſch garnicht in Frage. Der Reichs- 
präſident hatte zuerſt dem Führer der Mehrheitsſozialiſten als 
der größten Partei die Bildung des Miniſteriums angeboten 
und, nachdem dieſer abgelehnt, unter Uebergehung der zahlen- 
mäßig folgenden Parteien, des Zentrums und der Deutſch- 
nationalen, den Vorſienden der Deutſchen Volkspartei Dr. 
Heinze damit beauftragt. Dieſer ging erſtaunlicher Weiſe 
zunähſt zu den Sozialiſten, und anſtatt, als ſie abermals ab- 
lehnten, den gegebenen Verſuch zu einer bürgerlichen Koalition 
zu machen, gab er den Auftrag ohne Weiteres zurück. Es kam 

dann zur Minderheitsregierung Fehrenbad, ge- 
ſtüßt auf Zentrum, Deutſche Volkspartei und Demokraten 
unter der wohlwollenden Neutralität der Sozialdemokratie. 

Wenn man heute auf die Zeit ſeit 1920 zurükblit, drängt 
ſich unwillkürlich die Frage auf: wie anders wären die deutſhen 
Geſchicke ſeitdem verlaufen, wenn damals eine bürgerliche 
Mehrheitsregierung entſtanden wäre! Sicherlich hätten, ganz 
abgeſehen von der inneren Politik, die mit der Konferenz von 
Spaa, dem Londoner Ultimatum, dexr. oberſchleſiſchen Abſtim- 
mung, der Ruhrbeſezung und dem Sadverſtändigen-Gutahten 
verknüpften Ereigniſſe einen ganz anderen Ausgang genom- 
men, wenn die Reichsregierung, ſtatt ihrer ſtändigen Rückſicht- 
nahme auf die. unſinnige Außenpolitik der Sozialiſten, an der 
beſonnenen, aber feſten Haltung der Deutſchnationalen einen 
Rückhalt gehabt hätte. Es iſt die geſchichtlihe Sc<huld der 

- Deutſc<en Volkspartei, daß ſie in jenem Augenblik, wohl unter 
dem Einfluß Dr. Streſemanns, die Augen links nahm 
und ſo ihre große Stunde verpaßte. Dieſex Schuld hat Dr. 
Streſemann dann im Herbſt.1922 den vielleicht noch verhängnis- 
volleren Scritt hinzugefügt, die längſt fällige Neuwahl des 
Reichspräſidenten bis 1925 zu verhindern. Denn letzten Endes 
iſt es deſſen „Verdienſt“, wenn auch heutigen Tages noch die 
Loſung des bürgerlihen MehrheitsbloKs im Reich und in 
Preußen nicht erfüllt iſt, ſondern die Sozialdemokratie troß 
aller Wahl-Mißerfolge noh immer, bald als tätiger, bald als 
ſtillex Teilhaber, den Gang der Geſchäfte regelt. Wer hinter den 
Kuliſſen zu beobachten Gelegenheit hat, wie geſchic>t und. eifrig 
Dder ſonſt ſo klug im Hintergrunde bleibende Herr Ebert die 
Fäden zieht, ſobald eine Regierungskriſe im Anzuge, der kann 
Dr. Streſemann nicht um das volle Maß von Verantwortung 
für die ſ<were Schädigung der nationalen Intereſſen beneiden, - 
die er mit jener Verlängerung der Ebertſ<hen Amtszeit auf ſich
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ge[aden hat. Und da fcck) der Preis, den Streſemann dafür im 
"Reich einhandeln wollte, die große Koalition von ihm bis zu 
Sdeidemann, als ungangbuce: Weg herausgeſtellt hat, ſo iſt 
auch vom Standpunkt ſeines Parteiintereſſes der politiſche Miß- 

erfolg der Verhinderung der Präſidentenwahl vollkommen. Für 
die Deutſchnationale Volkspartei aber liegt geradezu eine Tragik 
darin, daß ſie vorausſichtlich erſt in einem Zeitpunkt zur Macht 
gelangen wird, wo die langjährige Mißwirtſchaft der ſozia- 
liſtiſQ geführten oder von den Sozialiſten beeinflußten Regie- 

' rungen innen- und ' außenpolitiſch ſo gut wie alles in Grund 
und -Boden ruiniert hat. , 

Auch das Zentrum trägt ſein wohl gerütteltes Schuldmaß 
an dieſen Dingen. Das Beſtehen dieſer konfeſſionellen Partei 
iſt von jeher als eine Vermehrung der inneren Schwierigkeiten 
Deutſchlands empfunden worden. In Fragen der Kir<he und 
Sdchule pflegt das Zentrum Linie zu halten, wiewohl die Ver- 
zügerung des Reichsſhulgeſetzes ſein Konto koalitionspolitiſher 
RüÜckſicht auf die kirhengegneriſche Demokratie ſhwer belaſtet. 
Aber in allen anderen Fragen. treibt das Zentrum wenig 
grundſäßliche Geſinnungs-, ſondern faſt ausſ<hließlich oppoxr- 
tuniſtiſq<e Gelegenheitspolitik. Das trägt ein ſtarkes Mo- 
ment der Unſicherheit, der Vorausberehnungsloſigkeit in die 
deutſche Politik. Seitdem unter dem Einfluß Erzbergers ſchon 
im leßten Jahrzehnt der Monardjie, und in verſtärktem Um- 
fange ſeit der Revolution, der demokratiſche . Zentrumsflügel 
die Vorhand bekommen hat, ſind die konſervativen und natio- 
nalen Belange der katholiſchen Bevölkerung von dieſer Partei 
ſchwer vernachläſſigt worden. Das Empfinden dafür' hat. ſic< 
infolge der engen Zuſammenarbeit des Zentrums mit' der, alles 
Vaterländiſche und Chriſtliche verabſcheuenden Sozialdemokratie 
zunehmend verſtärkt -und ſc<ließlih zum Anſchluß zahlreicher 
Katholiken an die Deutſchnationale Volkspartei geführt. Da 
ſie von ihrer früheren Partei fälſ<liHh als Abtrünnige ihrer 
Kirche befehdet wurden, ſtellte ſich ihnen das Bedürfnis her- 
aus, im Rahmen der deutſhnationalen Partei eine Stelle zu 
beſißen, die die kirhenpolitiſ<en Bedürfniſſe der Katholiken 
pflegen und derWerbearbeit der Partei unter den Kot[)olll?en 
dienen könne. Sd kam es unter der Führung des Freiherrn 
v. Landsberg-Drenſteinfurt, des Sohnes des verſtorbenen 
Zentrumsführers, im Auguſt 1920 zur Gründung des Reichs- 
Katholikenäusſ<uſſes: Er hat in Wort und Scrift 
eine glänzende Tätigkeit entfaltet. Heute haben ſich nicht nur 
in vielen katholiſchen Landesteilen ganze Bauerndörfer vom
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Zentrum getrennt, ſondern vor allem ſteht ein guter Teil des 
gebildeten katholiſchen Nachwuchſes heute im deutſchnationalen 
Lager, darunter auffallend viele Rac<hkommen alter bekannter 
Zentrumsführer. Auf die Dauer dürfte dieſe Entwicklung dem 
Zentrum hö<ſt abträglich werden, wenn es ſich nicht noh, 
bevor es zu ſpät iſt, auf die ſtaatspolitiſch konſervative Ein- 
ſtellung ſeiner früheren Jahre beſinnt. : 

Die ſtarke Propaganda, die die katholiſche Kirhe auch in 
vorwiegend evangeliſchen Gegenden in den letzten Jahren ent- 
faltet, hat naturgemäß in evangeliſhen Kreiſen Mißfallen er- 
regt und den Gegenſaß zwiſchen beiden Konfeſſionen vermehrt. 
Damit muß man ſich beiderſeits abfinden. Beiden Konfeſſionen 
kann Recht und Pflicht, für ihre Auffaſſungen nach Kräften zu 
wirken, nicht beſtritten werden; der auf dem Boden des 
Chriſtentums ſtehende Politiker wird nur Sorge zu tragen 
haben, daß unter dieſem nicht zu vermeidenden Wettbewerb 
der gemeinſame, geſamtdriſtliche Geſichtspunkt nicht zu kurz 
kommt, deſſen Wahrung bei der Stärke der <riſtentums-feind- 

. lichen Kräfte im heutigen Deutſchland ohnehin off genug in 
Frage geſtellt iſt. Die Deutſchnationale Volkspartei kann und 
will ihrem Programm gemäß in die innere Geſtaltung der 
Hriſtlichen Kirchen nicht eingreifen; ſie muß+ſich deshalb als 
Partei auch einer Bevorzugung der einen oder anderen Konfeſ- 
ſion enthalten und es ihren Mitgliedern überlaſſen, perſönlich in 
den zwiſchen ihnen ſtrittigen Dingen die Stellung einzunehmen, 
die ihr Gewiſſen ihnen vorſ<hreibt. Der Wettbewerb der <riſt- 
lichhen Konfeſſionen unter einander gehört nicht zur Zuſtändig- 
keit einer politiſchen Bartei, ſonderxn muß von den kirhlichen 
Einrichtungen und Verbänden ausgetragen werden. Soweit die 
vorhandenen Reibungen in das parlamentariſche Getriebe hin- 
einſpielen, muß die Partei taktvoll und ſ<onend einen ge- 
rechten Ausgleich ſuchen. Dex in evangeliſchen Kreiſen gelegent- 
lich aufgetauchte Gedanke- dex Gründung einer evangeliſchen 
politiſc<en Partei wird von den Deutſc<hnationalen genau ſo 
abgelehnt, wie ſie dem Zentrum den Anſjpruch beſtreitet, 
alleinige Vertreterin der katholiſchen politiſchen Intereſſen zu 
ſein. Den Evangeliſchen aber, die für' die Hinüberziehung von 
Katholiken in das betont nationale Lager überhaupt kein Ver- 
ſtändnis zeigen, ſei geſagt, daß die letzten Ziele dexr Deutſch- 
nationalen Volkspartei angeſichts der vielen Evangeliſchen in 
gegneriſ<en Parteien garnicht zu verwirklichen ſind, wenn es 
nicht gelingt, auch breite Maſſen der katholiſchen Bevölkerung 
dafür zu gewinnen. Für die beſondere Pflege evangeliſch-



Kirchenpolitiſcher Angelegenheiten innerhalb der Partei iſt ein 
Evangeliſcher Reichsausſ<uß beſtellt worden, den 
der Landtagsabg. Univerſitäts-Profeſſor Dr. Kählexr leitet. 
Er hat ſich in gemeinſamen <riſtlihen Fragen mehrfach mit 
dem Reichs-Katholikenausſ<huß zuſammen betätigt. 

Der Zweite Reichsparteitag fand Ende Oktober 
1920 in Hannover ſtatt. Dieſer Ort war zum Teil im Hin- 
blick auf die Wünſche des Welfentums gewählt, das ſeit der 
Revolution viel Anhang fand, da die ſozialiſtiſche Wirtſchaft 
der Berliner Regierung Preußens Anziehungskraft auf die 
Niederſachſen nicht gevade geſtärkt hatte. Die Partei wollte ge- 
rade am Siße der welfiſchen Propaganda die Unteilbarkeit 
Preußens erneut betonen. Die preußiſ<e Vormadct- 

„ ſtellung im Bismarc>-Reiche war allen demokratiſ< Zer- 
ſezten von je ein Dorn im Auge geweſen; der Zuſammenbruch 
Ddes Reiches ſchien die Bahn für ihre Beſeitigung frei gelegt zu 
haben. So hatte der Plan des Vaters der Weimarer Verfaſſung, 
des intimen Preußenhaſſers Hugo Preuß, Preußen in kleine 
Staaten zu zerſchlagen, nur damit die deutſchen Länder mög- 
lichſt. gleiche Größe aufweiſen, nicht nur in der demokratiſchen 
Partei, ſondern auch im Zentrum Zuſtimmung gefunden. Auch 
die Sozialdemokratie liebäugelte aus alter Abneigung gegen 
das ſtraffe preußiſche Weſen zunähſt damit. Aber die ſozia- 
liſtiſchen preußiſchen Miniſter hatten do<h bald an der Regie- 
rung eines großen ſtaatlichen Gebildes Geſhmack gefunden 
und wollten nur dann Preußen aufgeben, wenn alle Länder 
im Reiche aufgingen. Dazu modten ſich indeſſen ihre Partei- 
genoſſen in den ſüddeutſc<en Staaten nicht verſtehen; die 
Möglichkeit, in München, Stuttgart, Karlsruhe oder Darmſtadt 
Miniſter zu ſein, übte unwiderſtehlichen Reiz aus, und der Ge- . 
danke, ſich von Berlin aus unmittelbar regieren zu laſſen, war 
den ſüddeutſchen Sozialiſten genau ſo unausſtehlich wie ihren 
Landsleuten in den bürgerlichen Parteien. Wenn ſo dafür ge- 
ſorgt war, daß die weitgehendſten Preußſchen Jdeen in den 
Kinderſchuhen ſtecken blieben, ſo waren doh die von Zentrums- 
leuten im Rheinland und in Oberſchleſien geförderten Los5- 
löſungsbeſtrebungen und die welfiſchen in Hannover ernſt ge- 
nug für Preußens unzerſtückelten Beſtand, und der bundes- 
ſtaatliche Aufbau des Reiches war durch die Beſtimmungen der 
Weimarer Verfaſſung in beträchtlichen Punkten unterbunden. 

In dem' erſten Monaten der Deutſ<hnationalen Volkspartei 
gab es aud in ihr einige, die die föderaliſtiſ<e Grundlage 
Deutſc<hlands preiszugeben bereit waren. Jh erinnere mich,
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wie ein früherer  freikonſervativer Abgeordneter von ausge- 
ſprochener geiſtiger Beweglichkeit =- in. der deutſchnationalen 
Paxtei iſt der inzwiſchen Verſtorbene parlamentariſch nicht tätig 
geweſen, -- ſich oft vergeblich bemühte, mir die angeblichen 
Vorzüge eines unitariſchen Reiches klarzumachen.:. In der 
Parteileitung und in den Fraktionen iſt man ſtets der Auf- 
faſſung geweſen, daß die Schaffung eines deutſc<en 
Einheitsſtaates die Zertrümmerung der deutſchen Ein- 
heit bedeuten würde. Die deutſ<hnationale Preußenfraktion iſt 
von Anfang an allen auf die Verkleinerung Preußens gerich- 
teten. Verſuchen mit größter Entſchiedenheit entgegengetreten, 
und ſie hat au<h die von der ſozialiſtiſchen Regierung urſprüng- 
lich' geförderte Zerſ<lagung der preußiſchen Staatseinheit im 
Wege einer Provinzialautonomie verhindert. Schon 1923 durf- 
ten die Deutſchnationalen im preußiſchen Landtage mit Genug- / 
tuung feſtſtellen, daß ihr Standpunkt nun aud) von den meiſten 
andern Parteien geteilt werde. Drei Jahre zuvor, zur Zeit des 
Hannoverſchen Parteitages, ſtanden die Dinge aber no<h ganz 
anders. . Deshalb wurde die Frage der ſtaatsrehtlichen Geſtal- 
tung Deutſc<lands auf dem Parteitage in einem Vortrage des 
Hauptſchriftleiters Bae > e r eingehend behandelt. Die Partei 
beſtätigte ihre bisherige Haltung in den Sätzen:. „Das einige 
Reich braucht eine ſtarke Reichsgewalt. Wir wollen nicht zurück 
zu dem Elend der früheren Kleinſtaaterei, zum Elend des 
älten deutſchen Bundes. vor Bismarc>k. Eine unitariſche Ge- 
ſtaltung des Reiches lehnen wir ab. Ein zentraliſtiſcher Unitaxis- 
mus, , wie ihn die Weimarer Verfaſſung und weitere Reichs- 
geſetze: gebrac<ht haben, widerſpriht dem deutſchen Volks- 
<arakter und der deutſchen Geſchichte; er bedeutet nicht eine 
Stärkung, ſondern eine Gefährdung des Reichsgedankens. Die 
Deutſchnationale Volkspartei erſtrebt deshalb die Rückkehr zu 
einem Föderalismus, der in Fortentwicklung der Bismarcſchen 
Grundgedanken eine ſtarke Reichsgewalt mit der Sicherung 
des geſunden Eigenlebens der Bundesſtaaten vereint.“ Auf das 
Entſc<hiedenſte wenden wir uns gegen alle Verſuche, den preu- 
ßiſchen Staat zu verkleinern oder zu zertrümmern.“ 

In zweiter Linie beſchäftigte die unhaltbare äußere Lage 
des Reiches den Parteitag. Reichstagsabg. von Graefe- 
Goldebee forderte die Reviſion des Verſailler Vertrages, der 
unter Bruch des. uns von der Entente gegebenen Wortes durc<h 
Expreſſung aufgezwungen und unerfüllbar ſei. Weitere Vor- 
träge hielten Staatsminiſter H ex gt über das Ziel der Partei, 
Landtagsabg.  Dv. Ritter über deutſches Volkstum und
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deutſche Zukunft,;.Reichstagsabg. Lambacd. über den Weg 
zur Volksgemeinſc<haft. Auch diesmal wurde der überaus be- 
ſjuchte Parteitag zu einer machtvollen Kundgebung, wie denn 
auc<h die ſpäteren Parteitage jedesmal dank ſac<hlich ausgezeich- 
neter, Referate und-wirkungsvoller Aufmachung ſich zu ſtarken 
Werbemitteln auswucſen. 

Das - Intereſſe der [)eranwaä)[enden Jugend für die 
nationalen Grundgedanken der Partei zu 'gewinnen, war ſchon 
durch die von den» Volksbeauftragten verordnete Herabſezung 
des Wahlalters auf das 20. Lebensjahr geboten geweſen. Man 
konnte die: jungen Leute nicht ohne redtzeitige ſtaatsbürger- 
liche. Vorbereitung an die Wahlurne treten laſſen. Deshalb 
hatte, die Partei, zunächſt den ſchon. vor ihr entſtandenen 
Deutſ<nationalen Jugendbund gefördert, der ſich 
die nationale Erziehung ſeiner Mitglieder zur Aufgabe ſtellte, 
ohne ſich auf eine beſtimmte Partei feſtzulegen. An den Univer-" 
ſitäten und. Hohſhulen wirkten Oxrtsgruppen der Deutſ<- 
nationalen Studentenſ<aft im Parteiſinn. Da die 
Gegner ſich aber. ausgeſpro<hene Partei-Jugendorganiſationen 
geſchaffen hatten, die auch Schüler aufnahmen und 'in der 
Agitation bei Wahlen und ſonſt gute Hilfe leiſteten, ſo machte 

ſich das gleiche Bedürfnis au< in vielen deutſ<nationalen 
Verbänden fühlbax. Die Parteileitung ſcheute lange vor dem 
Gedanken zurück, die Jugend all zu früh in das parteipolitiſche 
Getriebe hineinzuziehen. Sie hatte auf dem Parteitag in Han- 
nover die Errichtung-eines Reichs-Jugendausſ<uſſes 
unter Vorſitz des Landtagsabg. Dr. Ritter beſchließen und 
auch die Unterorganiſationen zur Einſezung von Jugendaus- 
ſchüſſen verpflichten laſſen. Allein das weitergehende Beiſpiel 
der anderen. Parteien zwang ſchließlich auch die Deutſchnatio- 
nalen, ihre Bedenken zurüczuſtellen. So kam es „ſpäter zur 
Begründung der Bismar&k-Jugend. der Deutſd<- 
nationalen Volkspartei, die im engen Anſhluß an 
die Partei ſehr ſc<nell große Ausdehnung fand. Ungeactet 
deſſen muß daran feſtgehalten werden, daß die revolutionäre 
Errungenſchaft des Wahlrehts der Jugendlichen unter 25 Jah- 
zen  rückgängig. zu machen iſt. Wer noch in den. glücklichen 
Jahren der perſönlihen Entwicklung ſteht, ſoll gewiß die Augen 
auftun und ſich ein Bild der politiſchen Zuſtände zu machen 
ſuchen, er kann aber nicht verlangen, auf den Gang der Staats5- 
geſchäfte aktiv einzuwirken. 

Es .war ſelbſtverſtändlich, daß die im Fmedenßvetttag vor- 
geſehenen Nationalitätsabſtimmungen in Oſtpreu-
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ßen, Schleswig-Holſtein und dann Oberſchleſien die Deutſch- 
nationalen auf dem Poſten ſahen. Jhre leidenſchaftliche Agita- 
tion trug nicht wenig dazu bei, die Säumigen aufzurütteln. 
Auch bei der ſpäteren, auf Grund des unglücklichen Artikels 18 
der Reichsverfaſſung vorgenommenen Vorabſtimmung über die 
Zugehörigkeit Hannovers zu Preußen tat die Partei ihre 
Pflicht. Zu ſ<hweren Auseinanderſezungen mit den Linkspar- 
teien kam es gelegentlich des Londoner Ultimatums 
im Frühjahr 1921, das von Deutſchland neben unerfüllbaren 
Kriegsentſchädigungen die Entwaffnung forderte. Nicht nur 
die Regierungsparteien, ſondern auch die Mehrheitsſozialiſten 
erklärten zunächſt die Entente-Noten für unannehmbar. Dann 
aber wiederholte ſich das unwürdige Spiel beim Friedensſc<luß; 
bis auf Deutſchnationale und Volksparteiler fielen alle anderen 
um, und die neue, iaus Zentrum, '"Demokraten und Mehrheits- 
ſozialiſten gebildete Regierung Wirth unterſchrieb reſtlos. . 

- So war die parlamentariſche Lage im Reiche wieder genau 
ſo unerfreulich wie vor den Reichstagswahlert. Dagegen kam 
man in Preußen dur<h die Bildung des Miniſteriums 
Stegerwald einen kleinen S<ritt voran. Die Landtags- 
wahlen vom Februar hatten eine Mehrheit ſowohl von der 
Sozialdemokratie bis zur Deutſchen Volkspartei =- alſo die 
der großen Koalition '=, als au< vom Zentrum bis zu den 
Teutſchnationalen ergeben. Die Verhandlungen über die Re- 
gierungsbildung begannen zunächſt zwiſchen den bisherigen 
Regierungsparteien, Sozm[[ften Demokraten und Zentrum. 
Obwohl auch ſie noh über eine allerdings ſhwache Mehrheit 
verfügten, beſtand das Zentrum auf der Hinzuziehung der 
Volkspartei. Darauf wollte ſich die Sozialdemokratie nicht ein- 
laſſen. Die Gefahr war, daß ſchließlich entweder das Zen- 
trum nachgeben werde, was die Rückkehr des Miniſteriums 
Braun-Severing bedeutet hätte, oder die , Sozialdemokratie, 
und das hätte die Deutſchnationalen in den unerwünſchten 
Zuſtand gebracht, allein mit den unabhängigen Sozialiſten in der 
Oppoſition zu ſizen wie bislang im Reiche. Jn dieſer Lage ent- 
ſchloß ſic< die Fraktion zu handeln. Jhre eigene Hinzuziehung 
zu einer bürgerlichen Regierung ſtand damals nach der Auf- 
faſſung des Zentrums nicht in Frage. Sie konnte deshalb einen 
Einfluß auf die Geſchäfte nur gewinnen, wenn ſie ihre nun- 
mehr 75 Stimmen in die Wagſchale einer "neuen Löſungsmög- 
lichkeit warf, die nohH ni<t Gegenſtand der Verhandlungen ge- 
weſen war. Am Tage vor der Wahl des Mimfietpra[!denten 
durd) den Landtag ließ ſie das Zentrum wiſſen, daß ſie für
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eine Kandidatur des Wohlfahrtsminiſters Stegerwald ſtimmen 
und ihm das Vertrauen ausſprehen werde, falls er ſein Mini- 
ſterium ſozialiſtenrein geſtalte. Die Deutſ<nationalen gaben 
gleichzeitig zu verſtehen, daß ſie ſelbſt keinen 'Anſpruch auf 
Miniſterſiße erhöben, daß ihnen dagegen der Eintritt einiger Be- 
amten-Fächmänner in die Regierung neben'Vertretern der an- 
deren bürgerlichen Parteien zweckmäßig erſcheine. Dieſes An- 
gebot veranlaßte das Zentrum, Stegerwald als Kandidat für 
das Präſidium aufzuſtellen, während hierfür bis dahin einige 
andere mehr links ſtehende Namen in Erwägung gezogen 
waren, und es bewog Stegerwald, die Kandidatur anzunehmen, 
wozu er bisher nicht entſchloſſen geweſen war. Tatſächlich 
wurde er mit großer Mehrheit zum Miniſterpräſidenten Fe- 
wählt und ſchob nun in tagelangen Verhandlungen geſchic>kt 
den Sozialiſten die Schuld an ihrem Nichteintritt in'das Ka-' 
binett zu. Es kam ſodann mit 2 Zentrumsmännern, 2 Demo- 
kraten und 3 Beamten in den Sattel. Deutſchnationale und 
Deutſche Volkspartei liehen ihm wohlwollende Neutralität. ' 

Das Ergebnis war ein Erfolg der äußerſten Rechten.' Sie 
hatte ihm, wie der „Vorwärts“ eingeſtand, - „mit zähem Eifer 
und großer Geſ<i&lichkeit vorgearbeitet.“ Und ' der Verſuch 
verlief zunächſt ni<ht unbefriedigend. Die ſozialiſtiſche Zer- 
ſeßung in der inneren Verwaltung erfuhr doc<h eine gewiſſe 
Unterbrechung, und auch ſonſt konnte die-“ deutſchnationale 
Partei manches Gute bei der Regierung erreichen. Leider 
madte Stegerwald na einiger Zeit -- ob durch ſeine Fräktion 
gedrängt, ſei dahingeſtellt =- den Fehler, mehrfach ſeine Bereit- 
willigkeit zur Aufnahme der Sozialdemokratie in ſein' Mini- 
ſterium zu erkennen zu geben. Das gab ſeiner an ſich dur<häaus 
feſten Stellung den Eindruck der inneren Shwäce und wurde 
im Herbſt von den nach dem Bündnis mit den Sozialiſten ſchie- 
lenden Demokraten benußt, ihm die Freundſc<haft zu kündigen. 
Stegerwald erklärte kleinmütig den Rücktritt, und unter ſtärk- 
ſtem Druck Streſemänns auf ſeine Landtagsfraktion ging dieſe 
die Ehe mit Braun und Severing ein, wozu ſich jezt auch die 
Sozialdemokratie bereit finden ließ; die große Koalition 
in Preußen erſtand. Hätte Stegerwald damals verſtärkte 
Anlehnung na<h redts geſucht, könnte er noch heute preußiſcher 
Miniſterpräſivent ſein! 

In den erſten September-Tagen 1921 kamen die Deutſch- 
nationalen zu ihrem Dritten Reichsparteitäg in 
Müncden zuſammen. Wenige Tage zuvor war Exzberger 
ermordet worden; . die Linkspreſſe verſuchte, den Deutſch-



nationalen die Verantwortung für dieſe Tat überſpannter na- 
tionaliſtiſcher Rohlinge zuzuſc<ieben. Auf dieſe haltloſe Unter- 
ſtellung gab der Parteitag die gebührende Antwort*). Der: Be- 
ſuc) war ungeheuer, die Beratungen zeugten von ſtarkem 
Selbſtbewußtſein der immer mehr anwachſenden nationalen 
Bewegung. Staatsminiſter He r gt warf einen feſſelnden Rück- 
blick auf die Politik der Partei im Reih und in Preußen, der 
Führer der bayeriſchen Deutſchnationalen Landtagsabg. D r. 
Hilpert ſcilderte die Parteiarbeit in ſeiner engeren Heimat 
und gab der Reichstreue ſeiner Landsleute ergreifenden Aus- 
DrUR. Die Lage der Reichsfinanzen behandelte erſchöpfend 
Dr. Helkferi<h, den Wiederaufbau der deutſchen Wirtſchaft 
der Präſident des Reichswirtſchaftsrats Reichstagsabg. Edlex 
von Braun, den des ſelbſtändigen Mittelſtandes der ſäch- 
ſiſMe Landtagsabg. Dr. Eberle, der bekannte Führer des 
Reichsveutſhen Mittelſtands-Verbandes, Ueber völkiſch-nati9- 
nale Erneuerung ſprac, tief ſchürfend, der Erlanger Staats»- 
philoſoph Prof. Dr. Brunſtäd. Die politiſche Mitarbeit, der 
Frauen erörterte 'die Reichstagsabg. Frau Müller-Ot- 
fried. In Anknüpfung an die Leiden der vom Feinde beſetzten 
Weſtmark rollte der Landtagsabg. Staatsminiſter Wallraf 
die Kriegsſ<huldfrage erneut auf. Der Parteitag bezeichnete 
in einer Entſchließung die öffentliche Klärung der Schuldfrage 
als die wichtigſte Aufgabe einer weitſchauenden Politik, die 
das deutſche Volk von der ihm fälſchlich aufgebürdeten Schuld 
freiſprehen und zu einer Entlaſtung von .den unerfüllbaren 
Friedensbedingungen führen müſſe. Leider. haben die Reichs- 
regierungen bisher ſich nod immer nicht dazu aufzuraffen ver- 
modht, die Schuldfrage in den Mittelpunkt ihrer äußeren Po- 
litik zu rücken. 

Au<h mit den wirtſchaftlihen Gegenſäßen zwiſ<hen Stadt 
und Land beſchäfſtigte ſic< die Tagung. Reichstagsabg. Dr. 
Roeſicke, der verdienſtvolle Präſident des Reichslandbun- 
des, würdigte die Shwierigkeiten einer ausreihenden Volks- 
ernährung und verlangte die Aufhebung der Zwangswirtſchaft, 
aber auch verſtändnisvolle Hilfe für notleidende ſtädtiſche 
Schichten ſeitens der Landwirte. Auf dem letzteren Gebiet hat 
dann die Partei dank ihrer freundſchaftlichen Beziehungen zur 
landwirtſc<aftlichen Erzeugung Außerordentliches geleiſtet.'.Die 
zunehmende Entwertung des deutſchen Geldes verteuerte die 

- *) In einer Entſc<ließung des Parteitages heißt es u. a.: „Wer 
im politiſhen Kampf zu Gewoalttaten greift, der ſc<ließt ſi<h damit 
von ſelbſt aus dex Deutſchnationalen Volkspaxtei aus.“



Lebensmittel und macte es den Städtern ſchwer, ſi< durdc- 
zuſchlagen. In den Agrargegenden wurden deshalb umfaſſende 
Maßnahmen ergriffen, um die Provinzſtädte mit Nahrungs- 
mitteln zu erſchwingbaxen Preiſen zu verſorgen. Für Klein- 
rentner übernahmen die größeren Güter Patenſchaften, d. h. 
ſie belieferten ſie in regelmäßigen Zeitabſtänden mit dem 
zum Leben Notwendigſten, meiſt unentgeltlich. Ohne dieſe von 
den Organiſationen der Partei und der Landbünde dur<ge- 
führte großzügige Unterſtüßung, die auch jetzt noh vieler Orts 
andauert, hätten zahlreiche verarmte Kleinrentner die fur<t- 
bare Inflationszeit nicht überdauert. 

Dieſe Unternehmung mußte der Partei um ſo mehr am 
Herzen liegen, als ſie geeignet war, die bei jeder Lebensmittel- 
Knappheit oder -Teuerung hervortretenden wirtſchaftlichen 
Reibungen zwiſc<hen- der ländlichen und der 
ſtädtiſc<en Bevölkerung abzuſhwäcen. Die gelegent- 
lichen politiſchen Sc<wierigkeiten, die dieſen Reibungen :ent- 
ſpringen, haben ſich von den alten Rechtsparteien, die als Ver- 
treter der berechtigten Wünſche der Landwirtſ<haft daxunter 
oft genug gelitten haben, getreuli< auf die Deutſchnationale 
Volkspartei vererbt. Sie nimmt ſie pflichtgemäß, auf ſich; da ſie 
von der Notwendigkeit ausreichenden Schußes . der landwiriz- 
ſ<haftlichen Berufskreiſe als eines wertvollen Teils der Be- 
völkerung und als der Trägerin der Volksernährung, durch- 
drungen iſt. Das enge Verhältnis zwiſchen. der deutſchnatio- 
nalen Partei und den Landwirten ſichert -der erſteren- anderer- 
ſeits ein Moment des mit dem vaterländiſchen .Boden Vexr- 
wadchſenſeins, das nicht gering zu veranſchlagen iſt und. aus 
dem der Partei reiche Kräfte wahrer Heimatpolitik.:; zuwachſen. 
Für die Landwirtſhaft kann es "nur nüßlich ſein, daß ihre 
wirtſchaftspolitiſchen Intereſſen von einer Paxtei wie- der 
deutſhnationalen wahrgenommen werden, in deren Fraktionen 
alle Berufe vertreten ſind; denn indem ſie alle ſich für not- 
wendige -Forderungen des platten Landes einſetzen, geben. fie 

. ihnen weit mehr ſachlihe Durſchlagskraft, als, wenn eine 
überwiegend agrariſch zuſammengeſeßte Parlamentsgruppe ſie 
auf ihr Schild erhöbe. Das redneriſche Eintreten von ſtäd- 
tiſchen und Arbeitnehmer-Abgeordneten der. deutſ<nationalen 
Fraktionen für agrariſc<e Belange hat ſchon mehrfach den par- 
lamentariſchen Gegnern der Landwirtſchaft ihre beſten Beweis- 
mittel entkräftet. 

Was der Mündener Parteitagung einen beſondexen Zus- 
ſhnitt gab, war der Umſtand, daß Bayern damals bereits



ſeit über einem Jahre als erſter deutſcher Staat eine bürger- 
lihe Regierung ohne Anlehnung an die radikale Linke und 
den erſten deutſ<hnationalen aktiven Staatsminiſter hatte. Hier, 
wo die Eisnerſche Räterepublik ſich blutig ausgetobt und die 
lezten Folgerungen des Klaſſenkampfgedankens in bolſche- 
wiſtiſcher Reinkultur klar zu Täge gefördert hatte, war man 
in Stadt und Land unweigerlich entſ<loſſen, ſich die zerſtörende 
Mitarbeit der Marxiſten an den Staatsgeſchäften für alle 
künftige Zeit vom Halſe zu halten. Daß Bayern zuerſt von 
allen deutſchen Ländern wieder zu einem Ordnungsſtaat ge- 
worden war, daran hatte die Bayeriſche Mittelpartei, 
die die Rehtsſtehenden umfaßte, ihren guten Anteil. Sie war 
ſch<on am 14, November 1918 von Dr. Hilpert begründet 
worden, hatte ſich im März 1920 in allex Form der deutſch- 
nationälen. Partei angeſc<hloſſen, deren Namen ſie neuerdings 
übernommenrt hat, und ſteht im Landtage in Fraktionsgemein- 
ſchaft mit den bayeriſ<hen Nationalliberalen. Seit dem Sommer 
1920 iſt ſie, mit kurzer Unterbrechung, in der bayriſchen Re- 
gierung vertreten; ſie ſtellt ihr den ausgezeichneten Juſtiz- 

miniſtex Dr. Gürtner. Als im November 1923 die National- 
Jozialiſten Hitlers den verunglükten Mün<ener Putſc<h 
ins Werk geſeßt hatten, beeinträchtigte das die Bedeutung 
Bayerns für die politiſche Geſundung Geſamtdeutſ<hlands emp- 
findlich. Auch die bayeriſchen Deutſ<nationalen exlitten unter 
der politiſchen Pſychoſe, der die mißleiteten nationalen Kreiſe 
dort verfielen, bei den nächſten Landtagswahlen einen Rück- 
ſ<lag. Je mehr die Erkenntnis wächſt, daß die bisherigen 
nationalſozialiſtiſhen Wege in mißverſtandenen Marxismus 
und politiſ<e Hemmungsloſigkeit ausmünden, deſto ſicherer 
wird ſich auch hier die Beſinnung auf eine in der Sache ent- 
ſchiedene, in den Mitteln maßvolle nationale Politik einfinden. 

Daß die nationale Welle, die das' deutſche Volk allmälig 
wieder erfaßte, hier und da zu einem übertriebenen, dex Sache 
ſchädlichen Radikalismus führte, war an ſich erklärlich. Je 
länger die im Innern unbefriedigenden, nach Außen trofſtloſen 
Ergebniſſe der Wirthſchen Erfüllungspolitik währten, je uner- 
träglicher ſich der Erzbergerſche Finanzunitarismus und die 
Verwüſtung der inneren Verwaltung dur< ſozialiſtiſce Mi- 
niſter auswirkten, um ſo ausſichtsloſer mußte namentlich für 
die Ungeduld jugendlicher Köpfe der Weg verfaſſungsmäßiger 
Oppoſition gegen das herrſchende Regiment exrſheinen. Die 
Unfruchtbarkeit vieler parlamentariſcher Debatten, die ſkrupel- 
loſe Klüngelwirtſchaft der Regierungsparteien ſchufen eine un-
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geheure Abneigung gegen das Parlament über- 
haupt, obwohl ſie im Grunde Folgeerſcheinungen 
der eigentlicen Fehlerquelle im demokratiſhen Staate, des 
parlamentariſc<hen Regierungsſyſtems ſind.. Bei 
ihm fehlt , das Einſezen der eigenen Perſönlichkeit für die 
Durchführung der von der Staatsſpitze übertragenen Aufgabe, 
das den Miniſter in konſtitutionellen Staaten auszuzeichnen 
pflegt, weil er ſeinen Rückhalt an dem die letzten Dinge ent- 
ſcheidenden Staatsoberhaupt findet. Im parlamentariſchen Re- 
gierungsſyſtem wird das. Verantwortungsbewußtſein der Mi- 
niſtex durc<h „die den eigentlichen Ausſchlag gebenden Regie- 
rungsparteien beengt, und da dieſe aus einer Vielzahl von 
Perſonen beſtehen,. bei 'der. erfahrungsgemäß niemand ſchwere 
Verantwortungen übernehmen mag, ſo iſt das Fortwurſteln in 
einmal eingeſ<lagenen Bahnen, auch wenn ſie ſi<. als fehler- 
haft herausgeſtellt haben, die Regel. Nur eine in ſich ſelbſt, in 
ihrer eigenen Autorität gegründete Regierung, .alſo. die kon- 
ſtitutionelle, nicht .die von der Parlamentsmehrheit abhängige 
parlamentariſche, wird im allgemeinen den Mut zu großen 
Handlungen aufbringen. Deshalb hat man während der letzten 
Kriegsjahre in England und Frankreich die beſtehende Parx- 
lamentsherrſchaft zu Gunſten einer ſchle<ht verhüllten Diktatur 
einiger weniger Köpfe außer Kraft geſetßt; deutſche politiſche 
Inſtinktloſigkeit hat den umgekehrten Weg eingeſ<hlagen und 
damit aud richtig den Krieg verloren. Beengt das parlamen- 
tariſche. Regime auf der einen Seite die politiſche Entſchluß- 
freudigkeit, ſo ſc<hließt es andererſeits eine wixkſame Verwal- 
tungskontrolle aus, weil in ihm die Regierung nur das Voll- 
zugsorgan der Parlamentsmehrheit iſt, die ſic< nicht ſelbſt zur 
Verantwortung ziehen kann, ohne ihren Beſtand zu gefährden. 
Deshalb. überleben parlamentariſche Miniſter Mißgriffe ihres 
Reſſorts, die früher einem kKonſtitutionellen Miniſter ſofort das 

Genick gebrochen hätten. . 
Das Ziel muß .alſo die Wiedereinführung des Kkonſtitu- 

tionellen Regimes ſein. Das Parlament ganz zu beſeitigen, 
gehört in den Bereich politiſc<er Kinderei; keine ſelbſtbewußte 
Nation läßt ſi< auf die Dauer ohne angemeſſene Beteiligung 
an der Geſeßgebung lenken. Man kann, und in ſo verfahrenen 
Verhältniſſen wie den unſrigen muß man zeitweiſe den 
parlamentariſchen Betrieb ausſc<halten, um ſtaatliche Ordnung 
und wirtſchaftliche Vernunft diktatoriſc; wiederherzuſtellen. 
Abexr. ſobald das geſc<hehen, iſt die parlamentariſche Vertretung 
des Volkes, in ihren Rechten auf das für das Staatswohl ox-



trägliche“ Maß angewieſen, nicht zu entbehren. Deshalb geht 
es auch ohne politiſ<he Parteien nicht ab, wie die 
Staatsweisheit der Nationalſozialiſten ſich träumen läßt. Sie 
ſind ſelbſt der beſte Gegenbeweis gegen ihre Theorie; denn ſie 
ſind ſelbſt zur politiſchen Partei mit allem Drum und Dran 
geworden, um ihre Beſtrebungen zu fördern. Die politiſchen 
Gegenſäße, die in jeder Nation vorhanden ſind, laſſen ſich 
ohne Mord und Totſchlag nur durc<h Parteibildung austragen. 
Aber die Parteien ſollen nur Mittel politiſ<er Wegfindung 
ſein;ſie ſollen an den ſtaatlichen Entſcheidungen mitwirken, aber 
nicht allein ausſ<laggebend regieren. Gewiß werden Parteien 
und Parlamente unſer Volk nicht aus ſeiner jezigen Knecht- 
ſchaft befreien, ſondern die nämlichen Kräfte, auf die der junge 
preußiſche Miniſterpräſident von Bismar> im 'Anfang der 
ſehziger Jahre als die dereinſtigen Shöpfer deutſ<her Einheit 
und Macht hinwies. Damit dieſe Kräfte au<h diesmal ihr Werk 
verrichten' können, bedarf es indeſſen der Bahnbrechung des 
rechten Geiſtes, und hierfür iſt auf die Mitarbeit politiſcher Paxr- 
teien nicht wohl zu verzichten, ſo notwendig dabei au<h noch 
andere Sammelſtätten vaterländiſcher Pflichtauffaſſung ſind. 
Mit dem unterſc<hiedsloſen Schelten auf die politiſc<en Parteien 
ſchlechthin wird mehr nationales Porzellan zerſ<hlagen, als gut 
iſt. Es iſt auch nicht wahr, wie man ſo oft hört, daß die Partei- 
zerklüftung an allem deutſc<hen Elend ſchuld ſei. Andere Na- 
tionen ſind auch in eine Unzahl politiſcher Parxteien geſpalien, 
und ſie bekämpfen ſich genau ſo heftig wie die unſrigen. (Da3 

- Wir es bei den letzten Reichstagswahlen auf 23 „Parteien“ 
brachten, lag an dem Einheitsſtimmzettel, der die Wahlkoſten 
dem Gtaat aufbürdete!) Nicht ſo ſehr das Beſtehen vieler 
„politiſcher Parteien, ſo unerwünſcht es an ſich iſt, iſt das Un- 
glück der Deutſchen, ſondern der Mangel an politiſchem Inſtinkt 

“ und an grundſäßlicher Geſhloſſenheit aller Richtungen gegen- 
über dem Ausland, die den Parteien anderer Länder ſelbit- 
verſtändlich iſt. Der wirkſamſte Hemmſchuh ſchädlicher Begleit- 
erſcheinungen des Parteiweſens bleibt allerdings die Monarchie. 
So ſehr es den Lebensbedingungen der von Mehrheitsbeſchlüſſen 
abhängigen Demokratie entſpricht, die Minderheit zu unter- 
drücen, damit ſie nicht zur Mehrheit werde, ſo ſehr liegt es 
umgekehrt im tiefſten Weſen der Monard<je begründet, daß ſie 
die Rechte der Minderheiten ſhüßzen muß, weil ſie ſich ſonſt 
ihrer beſten Eigenſchaft begäbe: ü b er den Parteien zu ſtehen! 

Die ſtaatlichen Unterdrückungsverſuc<he gegen Minderheits5- 
parteien brachte die deutſche Demokratie nach den Morden
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an Erzberger und Rathenau zu einex beachtenswerten tech- 
niſ<hen Vollendung. Herx Dr. Wirth, der das von Seß- 
haftigkeit zeugende Kunſtſtück fertig bekommen hatte, troß 
des Verluſtes einer halben Provinz, Oſt-Oberſchleſiens, Reichs- 
kanzler zu bleiben, hatte bereits -im Herbſt 1921 im Verord- 
nungswege allexrhand den Geiſt der Verfaſſung verleßende 
Maßtnahmen gegen die nationale Bewegung ergriffen. Die 
Geſetze zum Sc<hußze der Republik, die er nah dem 
Rathenau-Mord ein dreiviertel Jahr ſpäter im NReichstage an- 
nehmen ließ, ſeßten ſo gut wie alle perſönlichen und politiſchen 
Freiheitsbeſtimmungen der Weimarer Verfaſſung außer Kraft 
und 'erzeugten 'einen Unterdrückungsfeldzug gegen nationale 
Zeitungen und Verbände, der den beſcheidenſten Anſprüchen 
an demokratiſ<er Geſinnung Hohn ſprach. Die deutſchnationale 
Partei hat es nicht an ſ<harfem Kampf gegen dieſe Neuauflage 
Metternichſcher Methoden fehlen laſſen. Die Partei ſelbſt iſt 

„in ihrer inneren Erſtarkung dur< dieſe Geſeze wenig berührt 
worden; in der vaterländiſ<en Bewegung haben ſie zeitweiſe 
unbeſonnene Richtungen geſtärkt. 

Eines freilich erreichte, nicht die Shutgeſetzgebung, aber 
der rein menſc<liche Widerwille gegen die perſönliche Zucht- 
lofigkeit der Mörder Rathenaus: die republikaniſche Staats- 
form gewann vorübergehend an Symiwpathieen, weil durch das 
einem ihrer namhaften Anhänger Zugefügte das ausgeſprohene 
Rechtsempfinden des Deutſchen ſic< verletzt fühlte. Auch ſonſt 
richtete der Mord genug politiſchen Shaden an: er führte im 
Herbſt zur Wiedervereinigung der Unabhängigen mit den 
Mehrheitsſozialiſten und ſtärkte damit die marxiſtiſche Kampf= 
front erhebli<. Ueber die politiſche Auswirkung des Mordes- 
habe ich damals in der „Korreſpondenz der Deutſ<hnationalen 
Volkspartei“ ausgeführt: „Es hat wohl ſelten eine Partei ein 
ſv ausgeſuchtes Mißgeſchik gehabt wie unſere: jedes) Mal, 
wenn die Geſtaltung der Dinge ihrer politiſchen Vorausſicht 
recht zu geben ſich anſchikte oder wenn die Partei eine be- 
deutende Aktion zum erfolgreichen Abſchluß zu bringen im Be- 
griff war, kam von außen her ein unberechenbares Ereignis, 
-das die Pärtei-um die Früchte ihrer ſauren Arbeit betrog. Ganz 
beſonders hat der verdienſtvolle Dr. Helfferich darunter zu 
leiden gehabt. Als ſein Prozeß gegen Erzberger gerade eine 

! für den leßteren hö<ſt unbequeme Wendung zu nehmen an- 
hebt, knallt der frühere Fähnrich v. Hirſchfeld mit ſeinem Re- 
volver dazwiſchen und umwindet das Haupt des in ſeiner 
-Privatehre Gefährdeten' mit dem mythiſchen Kranze des po-
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litiſchen Märtyrers. Wenige Tage, nachdem der Prozeß mit 
der moraliſchen Erledigung Erzbergers geendet, ſetzt die Farce 
Ddes Kapp-Putſches ,ein. Koſtenpunkt -für unſere. Partei: 10 
Reichstagsſiße weniger, als ſonſt zu exrwarten geweſen, bei der 
darauf folgenden Wahl infolge Abwanderns des rechts gerich- 
teten Flugſands zur Deutſchen Volkspartei. Im Spät-Sommer 
1921, kurzg vor der für die Erfüllungspolitiker vernichtenden 
oberſchleſiſchen Entſ<heidung, der Mord an Erzberger. Folge: 
verſtärkte Linksentwicklung aller Regierungsparteien, Herr 
Dr. Wirth überſteht :amtlich den Verluſt halb Oberſchleſiensz, 
die Deutſche Volkspartei und die Mehrheitsſozialiſten finden 
ſich wenigſtens in Preußen, Stegerwald hier und Kahr in 
Bayern müſſen gehen. Und im Juni 1922, als die deutſche Va- 
luta infolge der- Erfüllungspolitik ins Bodenloſe zu rutſchen 
beginnt und deren völliger Zuſammenbruch au<h dem blödeſten 
Auge Kklar wird, ermöglicht der feige und dumme Mord an 
Rathenau dem -Träger der Erfüllungspolitik, Dr. Wirth, die 
Markentwertung auf das Konto der durc<h dieſe Schreckens- 
tat veranlaßten innerpolitiſchen Zerrüttung zu ſchieben, ſeizt 
die Wirth-Regierung auf abſehbare Zeit feſt in den Sattel, 

„treibt die Deutſche Volkspartei zur. Suſpendierung ihres mon- 
archiſ<en Glaubensbekenntniſſes, beglükt ganz Norddeutſch- 
land mit den Segnungen thüringiſc<h-braunſ<hweigiſcher Regie- 
rungs- und Verwaltungspraxis, vernichtet den Reſt preußiſcher 
Staatsautorität durF Ausmerzung der alten Verwaltungs- 
beamten aus den leitenden Stellen und ſtellt die Pflege der 
großen deutſchen Erinnerungen unter Ausnahmegeſeß!“ 
„.Die deutſc<nationale Reichstagsfraktion hatte um dieſelbe 

Zeit die Fraktionsgemeinſchaft mit dem Abgeordneten Hen- 
ning aufgehoben, was zur Folge hatte, daß auc<h die Abgeord- 
neten v. Graefe-Goldebee und Wulle ihre Mitarbeit in 
der Fraktion einſtellten. Da ſie in der antiſemitiſchen Betä- 

. tigung der Partei vielfach hervorgetreten waren, wurde von 
ihnen verſuht, den Streitpunkt auf das völkiſche Gebiet zu 
verlegen, wozu ſachlic jeder Anlaß fehlte. Die eigentliche Tren- 
nungsurſa<he war, daß ihnen, wie Henning es in einer Beſpre- 
<hung in Kaſſel durhblicken ließ, vorſchwebte, die deutſch- 
nationale Partei zu den politiſc<en Methoden des Faſchismus 
zu bekehren, die die Parteimehrheit als in Deutſhland nicht 
gangbar ablehnte. Die Auseinanderſezungen dauerten noch 
mehrere Monate an. Auf dem Görlizer Parteitag wurde die 
Forderung der Herren v. Graefe und Wulle, die Bildung einer 
beſonderen Arbeitsgemeinſc<aft innerhalb der Parxtei zu ge- 
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ſtallerz, abgelehnt. Bald darauf gründeten die drei Abgeord- 
neten die Freiheitspartei, die ſich 1924 mit den Na- 
tionalſozialiſten zuſammenſchloß. 

Noh ein weiterer Parlamentarier hatte ſich mzmc[ctzen von 
den Deutſchnationalen getrennt, ver Reichstagsabg. D r. Dü - 
ringer. Jl)m ſagte die betont völkiſche Einſtellung der Partei 
"nicht zu. Er ging zur Deutſchen Volkspartei, zu derx nach dem 
Kapp-Putſch bereits der Abg. v. Kardorff hinübergewechſelt 
war. Auch ihm war die deutſ<nationale Partei zu antiſemitiſch 
geweſen, und ihr- Weg zur ſtaatlichen Macht mocte ſeinen per- 
ſönlichen Wünſc<hen zu langwierig erſcheinen. 

Mit gutem Vorbedacht hatte die Parteiführung das Tempo 
der völkiſc<en Betätigung in den erſten Jahren»nicht 
überſtürzt. Das Verſtändnis für die Bedeutung der Juden- 
frage für unſer Volk war zwar ſchon während des Krieges, 
der ſo viele ausgeſprochen jüdiſ<e Auswüchſe in der Zwangs- 
wirtſchaft gezeitigt hatte, gewachſen; der faſt völlige.'Stillſtand 
der antiſemitiſchen Bewegung in den letzten Vorkriegsjahren 
ſchien Üüberwunden. Immerhin war die Zahl überzeugter 
Judengegner auc na<H der Revolution zunähſt noh verhältnis- 
mäßig gering. Hätte die Partei ſofort in eine ſc<roff völkiſche 
Bahn eingelenkt, ſo würde ſie außerordentlich viele von links 
her ihr Zuſtrömende abgeſtoßen haben. Sie zur rehten, Einſicht 
jn das jüdiſc<e Problem allmälig zu erziehen, mußte die 
Aufgabe ſein, wenn man nicht den Weg der zahleumäßig un- 
bedeutenden und praktiſch -einflußloſen völkiſc<en Parteien 
der früheren Zeit einſ<lagen wollte. Daß die Partei die jüdiſche 
Zerſezung im öffentlichen, geiſtigen und Wirtſchaftsleben 
Deutſhlands bekämpfen, oſtjüdiſchen Zuſtrom hemmen-.wollte, 
war in ihren Grundſäßen feſtgelegt und wurde in ihrer par- 
lamentariſc<en Wirkſamkeit befolgt. Als der bedeutende 
ſüdiſche Anteil an der Vorbereitung und Ausnußzung der Re- 
volution zu Tage trat, als die ſozialiſtiſ<en. Regierxungen die 
überhand nehmenden Fäulniserſ<einungen- jüdiſ<en Wirt- 
ſchaſtsbetriebs tatenlos duldeten, ſchlug die antiſemitiſche Strö- 
mung, durdy) die ' deutſchnationale Aufklärungsarbeit. entfacht, 
in hellen Flammen auf. 

In der Parteivertretung wurde anläßlic<h des Münchener 
Parteitages 1921 das einmütige deutſ<völkiſche Bekenntnis 
der Partei feſtgeſtellt und einem Ausſchuß die Prüfung der 
Frage überwieſen, ob aus dieſer Feſtſtellung beſondere Folge- 
rungen für die Grundſäße und die Satzung der Paxtei zu 
ziehen ſeien. Dieſe Prüfung ergab in der nächſten Sitßzung der
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Parteivertretung ein' verneinendes Ergebnis; man war üÜber- 
zeugt, daß die Partei wie bisher, ſo auch in Zukunft ſich jeden 
jüdiſchen Einfluß fern halten und jede nur mögliche poſitive 
Arbeit zur Löſung der Judenfrage leiſten werde. Um dieſe 
Arbeit zu fördern, wurde auf dem Görlitzer Parteitag die Bil- 
dung eines Völkiſchen Reichsausſ<uſſes beſchloſ- 
ſen; entſprehende Ausſchüſſe bei den Unterorganiſationen dexr 
Partei wurden in Ausſicht genommen. Den Vorſitz des Reichs5- 
ausſ<huſſes übernahm Reichstagsabg. G r a e f (Thüringen), der 
ſchon vor dem Kriege deutſchvölkiſc<er Parlamentarier geweſen 
war. 

Graf Wefktarp hat einmoal (22. Auguſt 19224 in der 
„Kreuzzeitung“ treffend hervorgehoben:- „Wir können als 
eine große politiſ<e Partei: unmöglich eine Einſtellung mit- 
maden, die im Judentum die alleinige Urſache jedes Scha- . 
dens und den einzigen Gegenſtand nicht nur völkiſcher 
Arbeit, ſondern jedes politiſc<en Kampfes erblikt. Auf die 
politiſchen Richtungen, die dieſen Fehler machen, trifft die Feſt- 
ſtellung zu; daß ſie no ſtets zu kurzem und er- 
folgloſem Daſein beſtimmt geweſen ſind. Je 
klarer man ſich über dieſe Grenzen iſt, die dem Antiſemitismus 
zu ziehen ſind, um ſo beſtimmter muß man daran feſthalten, 
daß die Deutſ<hnationalen um der Sache und um der Stoß- 
kraft der Partei »willen den Kampf gegen den zerſeßenden 
jüdiſchen GTiſt nicht nur, ſondern auch gegen die politiſche, 
wirtſchaftliche, geſellſchaftliche Vorherrſchaft des Judentums zu 
führen hat, nicht als die einzige Aufgabe, aber im Rahmen 
der Geſamtheit ihrer politiſ<en und völkiſ<en Arbeit.“ Das 
trifft den Nagel auf den Kopf und iſt gemeinſame Auffgſſung 
wohl aller Deutſchnationalen. Der völkiſ<e Gedanke gehört 
neben dem nationalen, - dem driſtlihen und dem ſozialen 
ſowie neben dem in den ſtaatspolitiſ<en Grundfragen konſer- 
vativen Standpunkt zu den unbeſtrittenen tragenden Pfeilern 
der Deutſchnationalen Volkspartei. 

Die politiſchen Verhandlungen auf dem ſc<hon geſtreiften 
Vierten Reichsparteitagin Görlitß im Herbſt 1922 
knüpften an Vorträge der Abgeordneten Hergt über die 
deutſ<he Not, Dr. Hoeßſ< über die äußere Politik, „.Wail- 
raf über die deutſ<en Parteien am Scheidewege, Graef- 
Thüringen über die fck)webenden Rechts- und Verwaltungs- 

fragen an. 
Wenige Wochen ſpäter vcack) das Erfüllungs-Kabinett 

Wirth zuſammen. Cuno bildete ſeine ſozialiſten-freie Regie-
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rung und. mußte nadh kurzer Friſt den deutſchen Abwehrkampf 
gegen den offenen Friedensbruch des franzöſiſchen Einmarſches 
in das rheiniſc<-weſtfäliſc<ge Induſtriegebiet aufnehmen. Es 
verſtand ſich von ſelbſt, daß die Deutſchnationalen mit Wort 
und Tat den Freiheitskampf an der Ruhr unter- 
ſtüßten; ihren Reihen gehörten die entſchloſſenſten ehemaligen 
Offiziere und Frontſoldaten, die tatkräftigſten Eiſenbahner und 
Bergarbeiter an, die lange Monate hindurc<h den feindlichen 
Einbrechern in deutſches Land fühlbaren Widerſtand leiſteten. 
Au<h die Regierung wurde von der Partei :auf das Weit- 
gehendſie unterſtüßt. Leider nahm Cuno:- in dem begreiflichen, 
aber vergeblichen Wunſche, die Sozialdemokratie, die ſich zu- 
nächſt genau wie bei Kriegsbeginn der durch das Land gehen- 
den. nationalen Strömung zu- fügen ſchien, bei der Stange zu 
halten, auf dieſe in .ihren Maßnahmen mehr RüGſicht, als 
zweckmäßig war. Herr Severings Herrſchaft über die innere 
Verwaltung auf zwei Dritteln des Reichsgebiets tät den,Reſt, 
um die rechtzeitige Vorbereitung derjenigen Handlungen zu 
verhindern, die hätten einſeßen müſſen, als ſic< der paſſive 
Widerſtand nicht als ausreichend erwies, um Franzoſen und 
Belgier zum Abzug zu zwingen. Die finanzielle Durchführung 
ves Kämpfes wurde von dem Zentrumsminiſter Hermes ſträflich 
vernaläſſigt, die rechtzeitige ſteuerliche Anpaſſung an die er- 
ſchrekend wachſende Geldentwertung unterblieb: So klappie 
die Reichstagsmehrheit im Ho<hſommer 1923 plöglich zuſam- 
men; unter Mitwirkung oder zum mindeſtens Nicht-Verhinde- 
rung durch die Deutſche Volkspartei kam es* zu Cunos Rück- 
tritt. 

Herr Dr. Streſemann hatte zwei Tage vorher ſeine 
Programmrede  für die Kanzlerſchaft gehalten, - und das 
erſehnte. Amt fiel ihm wie ein reifer Apfel in den S<hoß. Er 
ſtand am Ziel ſeiner Wünſc<he: die Große Koalition 
ward auc< im Reic<he zur Wirklichkeit. Nicht lange darnach 
brach der finanzielle und wirtſchaftlihe Zuſammenbruch über 
Deutſchland herein; während der ſozialiſtiſ<e Reichsfinanz- 
miniſter »-Dr. Hilferding ſich nicht rehtzeitig entſchließen 
konnte, Helfferichs fertig vorliegenden Plan einer Wäh- 
rxungsreform in die Tat umzuſeßen, ſtieg der Wert der Gold- 
mark in rapiden 'Säßen auf 1 Billion Papiermaxrk, und der 
deutſche RKentner verloxr den Reſt ſeines Vermögens.  Erſt als 
das Kabinett Streſemann ſeine erſte Kriſe erlebt und die So- 
zialdemokraten ausgeſchifft hatte, erſtand das deutſch- 
nationale Rettungswerk, die Rentenmark. Der
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.nie erlebte Vorgang, daß eine in der Oppoſition ſtehende Partei 
der Regierung das Heilmittel aus ſchwerer Not aufdringen 
mußte, wurde Ereignis. Die Deutſchnationalen hatten auch 
auf parlamentariſchem Felde nicht geſäumt, die Folgerungen 
aus der unhaltbaren Lage zu ziehen. Ein gemeinſamer Aus- 

„ſchuß der Reichs- und Landtagsfraktion hatte in mannigfachen 
Preſſekundgebungen dem Fall der Großen Koalition vorge- 
arbeitet und auf den bürgerlichen Rechtsblo>k hingedrängt. 
Indeſſen "als Streſemann zum zweiten Male am Ende ſeiner 
Regierungskunſt angelangt war, wußte der Reichspräſident, 
indem er die Regierungsbildung einem für -die Deutſchnatio- 
nalen völlig unannehmbaren PBolitiker anbot, ihnen auch dies- 
mal den Eintritt in das Reichsminiſterium zu verlegen. Der 
Zentrumsführer D r. Max x übernahm ſchließlich das Kanzler- 
amt und verteilte die Miniſterſige auf die Mittelparteien, 

während die Sozialdemokratie Hilfsſtellung leiſtete. Der Mün- 
<hener Putſch der Nationalſozialiſten hatte den Ausgang der 
Kriſe in einem für die Deutſhnationalen ungünſtigen Sinne 
mit beeinflußt. Die neue Regierung nahm- mangels einer- 
regietunggfähigen Mehrheit Zuflucht zur verhüllten Diktatur 
im Wege der Ermächtigungsgeſeße. 

Von nun an mußte die Partei ihre Hoffnung, den ſo zak) 
ihr verweigerten Zugang zur Macht zu erobern, auf die Neu- 
wahlen zum Reichstag ſetzen. Als der Wahlkampf begann, 
hielt ſie am Bismarcktage 1924 ihren Fünften Reihs- 
parteitag in Hamburg ab. Der Barteiſührer Hergt 
entwarf 'das Regierungsprogramm der Deutſ<nationalen in 
einer in Sache und Form glänzenden Rede, Landtagsabg. 
Sd<hlange-Sdöningen rief die vaterländiſche Jugend für 
die Partei auf. Dr. Helfferid< ſpra<ß zum letßten Male 
zu den verſammelten Parteivertretern, ſein politiſches Ver- 
mädtnis an das deutſ<e Volk, die Rettung der deutſchen 
Währung, gegen Angriffe der politiſchen Gegner verteidigend. 
Nach kurzen Wocden entriß ein unerbittliher Tod ihn uns 
und ſenkte namenloſe Trauer in jedes national fühlende Herz. 

Die Deutſ<hnationale Volkspartei iſt nie vom blinden 
Glück begünſtigt worden. Sie hat ſich jeden Schritt vorwärts 
mit hartem Fleiß erkämpfen müſſen, oft genug haben ſie Um- 
ſtände, auf die ihr kein Einfluß zuſtand, um den verdienten 
Lohn gebracht. So glänzend der Wahlausfall war, der die 
Partei mit 6352 600 Stimmen und 106 Sitßen zur ſtärkſten 
im Reiche machte und ihr das mit Staatsminiſter Wallraf 
beſeßte Reichstagspräſidium eintrug: der Zutritt in die Reichs-
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leitung blieb ihr abermals verwehrt. Der Reichspräſident 
vermied es ſorglic<, ihr die Regierungsbildung anzutragen, 
die alter Brauch beim parlamentariſchen Syſtem dem Wahl- 
ſieger zuweiſt, und die Teilnahme an der Regierung verlegte 
ihr die Stellungnahme zum Sachverſtändigen-Gutachten der 
Entente. Hätten die Wahlen etliche Monate früher ſtattgefun- 
den, als das Gutachten no<H nidht die politiſche Lage beherrſchte 
und der Hitler-Prozeß no< nicht ſeine unbezahlbare Reklame 
für die Nationalſozialiſten entfaltet und ihnen etwa 15 Reichs» 
tagsſiße auf Koſten der Deutſchnationalen mehr eingebracht 
hatte, als ſie ſonſt erhalten konnten, =- troß allen Widex- 
ſtrebens der Mittel- und Linksparteien wäre der. viel ge- 
fürchtete aktive Einfluß auf die Reichsgeſchäfte der deutſch- 
nationalen Paxtei nicht vorzuenthalten geweſen! 

Auf die Dauer wird das ohnehin nicht gelingen! Schon 
mehren ſich die deutſchen Einzelſtaaten, in denen Deutſch- 
nationale mit am Steuerruder ſißen; zu Bayern (und Danzig) 
ſind im Laufe der letßzten Zeit beide Mecklenburg, Thüringen, 
Anhalt, Lippe und Württemberg getreten, württembergiſcher 
Staatspräſident iſt der Deutſchnationale Bazille geworden. 
Das rote Preußen wird Anfang 1925 erſtürmt werden. Sollte 
der politiſche Beſinnungsprozeß, der zur Zeit ſich in den 
nationalſozialiſtiſc<en Reihen anzukündigen ſc<heint, guten 
Fortgang nehmen, ſo mögen ihre parlamentariſchen Vertretun- 
gen am Ende von der ſeltſamen Jdee, die Regierungstätigkeit 
grundſäßlich zu -meiden, zurückkommen und die Zahl der für 
den nationalen Aufſtieg Kämpfenden poſitiv ſtärken, anſtatt 
ſi< nur negativ auszuwirken. Vor allem aber: die Staats- 
weisheit unſerer bisherigen Regierungsparteien iſt am Ende! 
Innen- uind außenpolitiſch ſehen ſie ſiß dur<h die Unzuläng- 
lichkeit ihrer Entſchlüſſe der Handlungsfreiheit beraubt. Alle 
Möglichkeiten, allein das Reichsſchiff flott zu machen, ſind 
erſchöpft. Nicht lange, und es wird aus den deutſhen Gauen 
der Ruf ergehen:: Die Deutſ<nationalen an die 
Front! ; 

' = 1. Auqguſt . 1924. =- 

Richard Poett>e Nachf.,, Anklam,



BeézeYnis unſerer neueren Flugſchriften: 

Nr. 142: 

143: 

144: 

145: 

„Wir Bölkiſchen.“ Rede des deutſc<hnationalen Abgeordneten 
S<lange-Sc<öningen in Stettin. 
Prei8: 20 -3[ 50 Stück 9,-- Mk., 100 Stü> 15,-- Mk., 1000 Stück 100,-- Mk. 
Marxis5mus und Sozialdemofkratie.“ Von Paul NüfZe! ,M. d. L. 
reis: 30 Pf., 10 Stüc> 2,75 Mk., 26 Stüc> 7,-- Mk,, 560 Stü> 18,-- Mr., 

100 Stüc> 24,-- Mk. 
Die Not der Biolz unv Frankreichs Politik. Rede des Staats- 
miniſter8 Dr. Helffer : 
Preis: 40 Pf., 80 Stück 1? 50 MX., 100 Stüc> 36,-- M!l., 1000 Stü> 200,-- Mk. 
Verfaſſungs-Aenderungen, -Widrigkeiten, -Wandlungen im heutigen 
ée:)[tftl]lund. Von Axel Freiherrn von Freytagh-Loring- 
oven ] 

* 100 Stü> 24,-- 

146; 

147: 

“4b1: 

152: 

153;: 

154: 

155: 

Preis: 30 Pf.; Ö?k Stü 2,75 Mk., 26 Stü> 7,-- Mk., 50 Stü> 13,-- Mk., 

Von Streſemann zu Marx. Se<s Monate deutſ<hnationaler 7 
Politik (Auguſt 1923 -- Januar 1924), zuſammengeſtellt von 
Dr. T!btecht Philipp, M. d. R. 
Preis: „ 10 Stüte> 7,60 Mk., 25 Stüc>- 17,50 Mk., 50 Stüe> 30,-- M., 
100 Stüc>“ 5[.]- M. 

Der völkiſch-nationale Gedanke im Kampfe mit der Republik, 
(Vier Jahre deutſc<hnatl. Reichstagsarbeit.) Von Dr. Albrecht 
Philipp, M. d. R. 
Preis: 80 Pf., 2')?! Stüte> 7,60 Mk., 26 Stück 17,50 Mk , 50 Stü> 30,-- M., 

' 100 Stück 50, 
; Aufgabean volttftl]ec Politik, Vortrag vor dem Amt für ſtaats= 

politiſche Bildung der Studentenſchaft der Univerſität Berlin. 
Von H. GE. v. Lindeiner-Wildau: 
Preis: 30 Pf., 10 'Stü> 2,75 Mk, 2 Stü> 7,=- Mk, 60 Stü> 18,-- Mk., 
100 Stüe 24,=- Mk, 

:"D. N, BV. R. und Landwirtſchaft im Retck]stag unk? Preuß. Land- 
tag von 1920--1924. Von Dr. Kaufhold, 
Preis: 40 Pf., 10 Stück 8,60 Mk, 25 Stü> 8,-- Mk,, 50 Stü> "4,-- Mk., 
100 S!ück 24,--- Mk. 

;: Völfiſche. Mittel- oder Deutſchnationale Rechtspartei? BWVon 
Graef (Anklam), M. d. L. 
Preis: 25 Pf , 10 Stüc> 2,30 Mk., -2b Stü> 5,50-Mk., 50 Stü> 10,-- Mr., 
100 Stück' 17,-- M. 
Die Deutſchnationale Volkspartei und die kulturellen Aufgaben 
des Reichstags und Preußiſchen Landtags,. Von D. Mumm und 
Oberſtudiendirektor Oelze. 
Preis: 50 Pſ., 10 Stück 480 M., 25 Stüc> 11,560 M., 50 Stü> 20,-- M., 
100 Stüc>k 35,-- Mt, 
Die große Abrechnung mit der Demokratie. Von Dr.: Reinhold 
Die>mann. (Entwurf eines Vorirages vor ſtädtiſchen Wählern.) 
Prei8: 30 Vf 10 Stüc> 2,75 Mk., 25 Stück 7,-- Mk., 50 Stüc>> 13,-- Mk., 
100 Stück 2 '. 
Die [üdter Gefcchr. Von Dr. Ne enboxn. 
Preis Stvct 2,75 Mk., id 7,=- Mt, 60 Stü> 18,-- Mt., 
100 Stüc 24,-- 
Wider den Benmlonaböau Von Kurt Deglerk. 
Preis: 20 Pf., 10 Stü> 1,80 Mk., 25 Stü> 4,-- Mk., 50 Stük> 7,-- M., 
100 Stü> 12,-- Mk. 

Wen ſoll der Landwirt wählen? (Entwurf eines Vortrags vor 
ländlihen Wählern). Von-Dr, Reinhold Die>&mann. 
Preis: 30 Pf., 10 Stü> 2,75 Mt., 25 Stü> 7,-- Mk., 50 Stü> 18,- Mk, 
100 Stü> 24,-- Mk, N 
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Fortſekung des Verzeichniſſes uaſerer neueren Flugſchriften: 

„ 156; Die'D, N V. P. unad die Ardeiterſichaft. Von Emil Hartwig, 
M. d. R 
Prei3: 20 Pf, 10 Stü> 1,80 Mk., 25 Stü> 4,- Mk., 59 Stü> 7,- Mk, 
109 Stit> 12 Mk. 

4572 M[tßelfé!m[dspo[tt[f im Preußiſchen Landtag. Von Ernſt Menßel 

Preis: 15 Pf., 10 Stü> 1,40 Mk., 256 Stü> 3,25 Mr,, 50 Stü> 6- Mk.,. 
100, Stü> 16 Mr. 

158: Ytepoléttftf)eu?ßarteceuunddteLuanrtfil)ofi. VonDr. Kaufhold, 

Preis: 30 Pf., 10 Stite> 2,75 Mk., 25 Stü> 7,=- Mk., 50 Stü> 13,-- Mk., 
100 Stüc> 24,-- Mk. ; 

159: Wie leite ich eine Verſammlung? 
Prei8; 10 Pf., ck!zo Stü> 4eé! < 

160: Wege zur Rettung. Nede des Staats3miniſters Hergt auf dem 
Yumöurger Parteitage. ; 

reis: 30 Pf., 10 Stück 2,75 M., 25 Stü> 7,--, Mk., 60 Stüs> 13,-- Mk., 
100, Stüc> 24, Mk. 

161: Bölkiſch und Vaterländiſch. Die D. N. V, P. an die deutſche 
Jugend. Rede des Abgeordneten Shlange-Schöningen auf 
dem Hamburger Parteita 2 
Prei3: 20 Pf., 10 Stü> 1,80 Mk., 25 Stü> 4,-- Mk., 60 Siü> 7,= Mk., 

. 400 Stüe> 12, M. 
162: Richtlinien für deutſchnationale Gemeindepolitik. . 

Preis: 10 Pf., 10 Stüc> 90.Pf., 50 Stü> 4,-- Mk., 100 Stü>k 7,=- Mt, 
163: Warum und wie haben die Deutſchnationalen an dem Preußiſch. 

Staatskir<engeſes mitgewirkt? Von Prof. ])1-. Kaehler, 
M. d. L. und Pfarrer Ko<-DOeynhauſen, M, d. L 
Prejs: 30 Pf., 10 Stüc 2,75 M., 26 Stüc 7,-- M., 50 Stüc> 18,-- M., 

* 100 Stück 24,-- Mk, 
164: Die Wahrheit über die Rentenmark, Von Dr. Reichert, M.d. R. 

Preis : 40-Pf., 10 Stü> 3,60 Mk.- 25 Stüc> 8,-- Mk., 50 Stüc> 14,-- Mk., 
109 StüF 24,=- M. 

165; Warum ſind wir deutſchnational ? (Antwort einer deutſhen Frau.) 
Preis: 15 Pf., 19 Stü> 1,40 Mk., 25 Stü> 3,25 Mk., 60 Stü> 6,-- Mk., 
100 Stüc> 10- Mk. 

166: Das Ende des Reuüßtags „Von Dr. Albrecht Philipp, M. d. R. 
Preis: 20 Pf.- 10 Stück 1,80 Mk., 25 Stü> 4,-- Mk., 60 Stü> 7,--Mk., 
109 Stück 12, M. - 

167: Die vaterländiſche Bewegung und die Deutſ<hnationale Volks- 
partet. Von Oito Sc<midt. 
Preis: 15 Pf., 10 Stück 1,40 Mk., 25 Stüc> 3,25 Mk., 60 Stü> 6,-- Mk., 
100 Stüc> 10, - Mk. . 

168: Deutſchland und das Zentrunt. Von Ekkehard. 
Preis: 66 Pf., 10 Stück 5,50 Mk., 25 Stü> 14,-- Mk., 50 Stü> 26,-- Mk, 
100 Stiüt> 48,-- Mk. 

169;: Yertftt]ufispoltttk und Retchötugsvmhl. Von Dr. Reicert, 

Preis: 80 Pf., 10 Stü> 2,75 Ml, 25 Stü>k 7,-- |Mk., 60 Stü> 13,-- Mk., 
100 Stü> 24,-- Mk.. 

Politik und Kirc<e, Die Wahrnehmung der evangeliſchen Belange 
in der D., N. V. P. Rede, gehalten am 31. März 19?& zu Liegnit 
von Univ.-Prof. Dr. Kaehler-Greifswald, M, D 
Preis: 20 Pf.. 10 Stü> 1,80 Mr., :5 Stü>. 4,-- Mk.,350 Stü>- 7,= M! 
100 Stü> 12,-- M. 

170: . 



Fottfeßung des Berzeichniſſes unſerer neueren Flugſchriften: 

Nr. 1 ?ünf Jahre Mi wirtſchaft in der Staatsverwaltung. Von *** 
LÖÄZ;ücéoLéf 10 f].xel 3,60 M., 25 Stück 8,-- Mk., 69 Stü> 14.=- Mk., 

*„ 172; Die Deujj[j]nattonalrn und der Mittelſtand. Vortrag von Ernſt 
Mentgel, M. d. L. 
Preis: 20 Pf., 10 Stü> 1,80 'Mk., 25 Stüc> . 4,-- Mk., 50 Stü> 7,-- M., 
100 Stück 12,-- Mk. 

„ 178: Wirtſchaftspolitiſche Gemeinſchaftsorbeit. Von Dr. Walther 
Ravdemacher. 
Preis: 20 Bf, 10 Stü> 9,80 M., 25 Stü> 4,-- Mk, 60 StüF 7, Mk, 
100 Stü> Mk. 

A ATEE Deutfcl;t[cttionqle Steuerpolitik. Von Dr. Oberfohren., M.d.R. 
Prei3: 10 Pf., 10 Stüc> 90 'Pf,, 60 Stüc> 4,-- Mk., 100 Stü> 7,-- Mk. 

„ 175: „Das zweite Verſailles.“ Das Reparationsgutachten der alliierten 
; Eyperten. Von Staatsminiſter Dr. Helfferich u. Dr. Reichert, 

Mitgliedern d. R. 
Preis: 30 Pf.;- 10 Stü> 2,75 Mk., 25 Stü> 7,-- Mk , 50 Stü> 18,-- M., 
100 Stüc> 24,-- Mk. ; 

„ 176: Wehrhaft, völtkiſch, ſozial! Rede des Reichsführers 
der Bismardjugend der Deutſchnationalen Volkspartei 
Y O. Sieveking. 

reis: 15 Pf., 10 Stü> 1,40 Mk., 25 Stük 3,25 Mk., 50 Stü> 6,=- Mk., 
100 Stüc> 10,-= Mk. 

„ 177: Nun erſt rec<t Sozialpolitik! Rede des Abgeordneten 
Karl- Veidt in. der NelÜstagszung vom 26. Juni 1924. 
Preis: 20 Pf., 10 Stü> 1,80 M. ü 4,-- M., 50 Stü> 7,-- Mt., 
100 Stüc> 42,-- Mk. 

» 178: Die Deutſchnationalen und das Dawes-Gutachten, Reichs- 
xégst:edé am 26. Juli 1924 von Brofeffor Dr. Otto Hoeztſch. 

Preis: 25 Pf., 10 Stü> 2,30 Mk., 25 Stück 5,50 Mk., 50 Stü> 10,-- Ml., 
100 Stü> 17,-- Mr. 

„- 179: Die Sculdlüge. Reichstagsrede am 25. Juli 1924 von Bürger- 
meiſter “Emil: Berndt, M. d. R. 
Preis 30 Pf., 10 Stü> 2"-'5 Mr.. 26 Stü> 7,-- ,Mt., 50 Stü> 43,-- Mk., 
100 Stü> 24,-- Mk, 

Ohne Nr. Für wen? Ein Rü>bli> von 1914--1924, Von „A.“ (Verfaſſer 
von Rumpelſtilzhen.) 
Preis: 20 Pf., 100 Stü> 15,-- M., 1000 Stück 120,-- Mk, 5000 Stür> 500 MX. 

2100 _YtcrdKumpf um das Reparation8-Gutachten. Von Dr. Reichert, 

» Preis: 40 Pf. 25 Stück 9,35 Mk., 60 Stü> 17,50 Mk. 
. 105 " Stl)i[kfal der deutſchen Reichsbahn, Schikſal des deutſchen Volkes! 

v. Kieniz, Geh, Oberregierungsrat, früher im 
RetÜädekkßötSmmtfieemm ; 
Preis: 70 Pf., 25 Stück 16,25 Mk., 50 Stü> 30,-- M. 

„ x Führer durc< den Reichsparteitag in Hamburg. Mit Beiträgen 
und Bildern unſerer Parteiführer, ſowie Anſichten v. Hamburg. 
Ein vornehm ausgeſtattetes Erinnerungsbüchlein von 
84 Seiten Umfang. Preis nur 50 Pf. 

Deutſchnationale Sc<hriftenvertriebsſtelle G. m. b. S. 

Verlin SW, 11, Bernburger Straße 24. Poſtſche>fonto: Verlin 3725074 
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